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A. Bericht des Abgeordneten Krammig: 

I. Vorbemerkungen 

1. Die Bundesregierung übersandte am 4. Juni 
1954 dem Präsidenten des Bundestages den von ihr 
beschlossenen Entwurf eines Verkehrsfinanz-
gesetzes 1954 zur Beschlußfassung, nachdem der 
Bundesrat gemäß Art. 76 Abs. 2 GG in seiner 
122. Sitzung am 7. Mai 1954 hierzu Stellung genom-
men hatte. 

Die Abgeordneten Müller-Hermann, Donhauser 
und Genossen legten dem Bundestag am 18. Juni 
1954 ihren Entwurf eines Verkehrsfinanzgesetzes 
1954 zur Beschlußfassung vor. 
2. Der Bundestag hat beide Gesetzentwürfe in 

der 38. und 39. Sitzung am 9. und 10. Juli 1954 
in erster Lesung beraten und an den Ausschuß 
für Finanz- und Steuerfragen federführend und an 
die Ausschüsse für Verkehrswesen, für Wirtschafts-
und für Kommunalpolitik zur Mitberatung über-
wiesen. 

3. Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
begann nach Abschluß der Ausschußberatungen der 
Gesetzentwürfe über eine Finanz- und Steuer-
reform — Drucksachen 480 bis 483, 960 bis 963 —, 
die in der 56. und 57. Sitzung des Bundestages am 
18. und 19. November 1954 in zweiter und dritter 
Lesung verabschiedet wurden und noch vor Er-
ledigung der ihm überwiesenen Entschließungs-
anträge zu den Gesetzen über eine Steuerreform, 
am 11. November 1954 mit der Beratung der bei-
den Entwürfe eines Verkehrsfinanzgesetzes 1954 
— Drucksachen 573 und 614 —. 

Der Ausschuß hat seinen Beratungen den Ent-
wurf der Bundesregierung — Drucksache 573 — zu-
grunde gelegt und über die Alternativvorschläge 
auf Drucksache 614 zugleich mitentschieden. Er hat 
die Nomenklatur des Gesetzentwurfes der Bundes-
regierung übernommen. 

Sachverständige Mitglieder der Ausschüsse für 
Verkehrswesen, für Wirtschafts- und Kommunal-
politik wurden zu den Ausschußberatungen hinzu-
gezogen. Denkschriften und Eingaben interessier-
ter Kreise hat der Ausschuß bei seiner Arbeit be-
rücksichtigt. 

Der Ausschuß schloß nach 13 Sitzungen seine Be-
ratungen am 10. März 1955 ab. 

II. Allgemeine Bemerkungen 

4. Die erste Lesung der Gesetzentwürfe im Bun-
destag war verbunden mit der ersten Beratung der 
Entwürfe folgender Gesetze: 

zur Sicherung des Straßenverkehrs durch 
Entlastung der Straßen (Straßenentlastungs-
gesetz) — Drucksache 574 —, 
zur Bekämpfung von Unfällen im Straßen-
verkehr — Drucksache 611 —, 
zur Wiederherstellung der Wirtschaftlich-
keit der Deutschen Bundesbahn — Druck-
sache 612 —, 
zur Verbesserung der Verkehrswege 
— Drucksache 613 —. 



Außerdem wurden die Anträge betr. Koordinie-
rung der Verkehrsträger — Drucksache 615 —, betr. 
Maßnahmen im Verkehrswesen — Drucksache 616 — 
und betr. Änderung des Güterkraftverkehrsgeset-
zes — Drucksache 673 — mitberaten. 

Bei der Einbringung der Entwürfe eines Ver-
kehrsfinanzgesetzes 1954 und eines Gesetzes zur 
Sicherung des Straßenverkehrs durch Entlastung 
der Straßen — Drucksache 574 — hatte der Ver-
treter der Bundesregierung, der Bundesminister 
für Verkehr, in der 38. Sitzung des Bundestages 
am 9. Juli 1954, nachdem er erwähnt hatte, daß 
der Entwurf eines Gesetzes über die Beförderung 
von Personen zu Lande sich auf dem Gesetz-
gebungswege zum Bundestag befinde, erklärt: 

„Das ist aber durchaus nicht alles, denn diese drei 
Gesetze sind nur Bausteine, wenn auch wichtige, 
eines Gesamtplanes, der für unser Verkehrswesen 
nicht nur Ordnung schaffen, sondern ihm auch 
eine feste Grundlage für seine zukünftige Entfal-
tung gewährleisten soll. Das Bundeskabinett hat 
neben diesen Gesetzentwürfen weitere verkehrs-
politische Vorschläge gebilligt, die folgenden Zwek-
ken dienen: 
1. der Hebung der Verkehrssicherheit auf den 

Straßen; 
2. der harmonischen Aufgabenteilung zwischen 

Schiene, Straße und Binnenschiffahrt; 
3. der Gesundung der Deutschen Bundesbahn; 
4. der Zusammenarbeit zwischen Bundesbahn und 

Bundespost im Kleingut- und Kraftlinien-
verkehr; 

5. der Sicherung der Wirtschaftlichkeit des ge

-

werblichen Güterkraftverkehrs und insbeson

-

dere seiner mittelständischen Existenzen. 
(Stenographischer Bericht Seite 1776 (B) und (C))." 
Die gemeinsame erste Beratung der Gesetz-

entwürfe bzw. Anträge war also nicht zufällig. Sie 
machte vielmehr deutlich, daß die Gesetzentwürfe 
eines Verkehrsfinanzgesetzes 1954 nur Teile eines 
Verkehrsgesetzgebungsprogramms sind, welches, 
soweit die Bundesregierung die Iniative angekün-
digt hat, noch nicht in vollem Umfange in konkre-
ter Form dem Bundestage vorliegt. 
5. Im Rahmen des genannten Programms, kurz 

mit Neuordnung des Verkehrswesens umschrieben, 
kommt einem Verkehrsfinanzgesetz besondere Be-
deutung zu. Es soll nämlich über die allgemeinen 
Haushaltsansätze hinaus die Mittel erbringen, um 
damit auf weite Sicht den unbedingt notwendigen 
zusätzlichen Ausbau des Bundesstraßennetzes zu 
finanzieren und die Sanierung der Deutschen Bun-
desbahn herbeizuführen. Die Mittel sollen durch 
neue steuerliche Belastungen der Halter von Kraft-
fahrzeugen, insbesondere von Lastkraftwagen, 
Kraftomnibussen und Anhängern, aufgebracht wer-
den. Dieser angestrebte doppelte Zweck will drit-
tens eine Änderung der Startbedingungen zwischen 
Schiene und Straße ermöglichen. Eine solche Ände-
rung ist geboten, weil die Bundesbahn dem Straßen-
verkehr gegenüber wettbewerblich infolge ihrer 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen benachtei-
ligt ist, ihre Verkehrswege und Einrichtungen 
selbst unterhält, während die Kraftfahrzeughalter 
keine gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zu 
tragen haben und nicht alle ausreichend an den 
Kosten der Verkehrswege für ihre Fahrzeuge be-
teiligt sind. Schließlich sind die Halter von Motor-
rädern und von Personenkraftwagen im Verhält-
nis zu den Haltern von Lastkraftwagen, Kraft-
omnibussen und Anhängern kraftverkehrssteuer-
lich zu hoch belastet und dadurch über Gebühr zu 
den Straßenneubau- und -unterhaltungskosten 
herangezogen. 

Ohne diese Argumente im einzelnen zu über-
nehmen, kam der Ausschuß nach eingehenden Be-
ratungen zu dem Ergebnis, die Zielsetzung der 
Entwürfe — Mittel für die Neuordnung des Ver-
kehrswesens zu erbringen — gutzuheißen. Die Ent-
scheidung des Ausschusses basierte im wesentlichen 
auf der Erwägung, daß ohne die Bereitstellung 
zusätzlicher Mittel weder der Straßenbau dem 
wachsenden Verkehrsbedürfnis angepaßt, noch die 
Rentabilität der Deutschen Bundesbahn erreicht 
werden kann. So zu entscheiden lag auf der Hand, 
da die Disproportionen im Verkehrswesen nicht 
marktwirtschaftlich entstanden sind, ihre Beseiti-
gung also auch nicht mit marktkonformen Mitteln 
erstrebt werden mußte. Hier waren vielmehr Wege 
zu gehen, die die strukturellen Verzerrungen be-
seitigen und gesunde Relationen schaffen halfen. 
Im übrigen bestand im Ausschuß kein Zweifel dar-
über, daß ein Verkehrsfinanzgesetz nur ein Teil-
stück einer durchgreifenden Verkehrsreform sein 
kann. 

6. Soweit der Entwurf Steuergesetze ändert, 
sind hiervon das Kraftfahrzeug- (Abschnitt I), das 
Beförderung- (Abschnitt II) und das Mineralöl-
steuergesetz (Abschnitt III) betroffen. 

Gerade die Erörterungen über die Neuordnung 
des Verkehrswesens haben den funktionalen Zu-
sammenhang dieser drei Steuerarten besonders 
deutlich gemacht. Ihre Bezogenheit aufeinander 
ließ aber auch erkennen, in welch bedeutendem 
Umfange gerade diesen drei Steuern neben der 
Funktion der öffentlichen Bedarfsdeckung eine 
solche ordnungspolitischer Art innewohnt. Dies 
gilt besonders für die Kraftfahrzeug- und Mineral-
ölsteuer. 

Der Umstand, daß die Mineralölsteuer eine 
Bundessteuer, die Kraftfahrzeugsteuer dagegen 
noch eine Landessteuer ist, gestattete keine völlige 
systematische Abstimmung der beiden aufeinander. 
Dies war um so bedauerlicher, weil eine Abstim-
mung zwingend geboten gewesen wäre. Eine groß-
räumige Verkehrspolitik gehört unbestrittener

-

maßen zu den Aufgaben des Bundes. Sie kann 
überhaupt nur von ihm wahrgenommen werden. 
Es ist daher dringend erwünscht, daß die Kraft-
fahrzeugsteuer eine Bundessteuer wird. Das vom 
Bundestag beschlossene Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung der Finanzverfassung (Finanzverfas-
sungsgesetz) — Drucksachen 480, 960 — weist die 



Kraftfahrzeugsteuer verfassungskräftig als Bundes-
steuer dem Bunde zu. Das Gesetz befindet sich im 
Vermittlungsausschuß. 
Weil diese Frage noch nicht entschieden ist, 

mußte daher bei der Eilbedürftigkeit des Verkehrs-
finanzgesetzes. der Ausschuß bei den Belastungs-
verschiebungen zwischen Kraftfahrzeug-, Beförde-
rung- und Mineralölsteuer zwangsläufig auf den 
Steueraufkommensträger — Bund bzw. Länder — 
Rücksicht nehmen, um den Entwurf nicht mit Pro-
blemen des innerstaatlichen Finanzausgleichs zu 
belasten und damit seine Annahme in Frage zu 
stellen. Der Ausschuß hat bedauert, daß das Kraft-
fahrzeugsteuergesetz aus dem genannten Grunde 
nicht gründlich überarbeitet werden konnte. Er 
erwartet jedoch, sobald der Bund die Steuerhoheit 
über die Kraftfahrzeugsteuer erhält, eine Initiative 
im Sinne der völligen Beseitigung der Hubraum-
steuer. Ein im Ausschuß dahin zielender Antrag 
wurde, um die rechtzeitige Inkraftsetzung des Ver-
kehrsfinanzgesetzes nicht zu gefährden, vom 
Antragsteller zurückgezogen. 

III. Steuerliche Maßnahmen 

Das Verkehrsfinanzgesetz soll nach den Beschlüs-
sen des Ausschusses im ersten Jahr seiner Gültig-
keit etwa 446 Millionen DM erbringen. Dieses Auf-
kommen wird zusätzlich aus der Kraftfahrzeug-, 
der Beförderung- und der Mineralölsteuer erwar-
tet. Die Hebesätze dieser Steuergesetze werden da-
her geändert. 

7. Kraftfahrzeugsteuer 
a) Allgemein 

Die Kraftfahrzeugsteuer wurde im Jahre 1906 
als Luxusaufwandsteuer eingeführt, Sie sollte 
den Luxus privater Kraftwagenhaltung belasten. 
Der gewerbsmäßigen Personen- und der Güter-
beförderung dienende Fahrzeuge blieben 
steuerbefreit. Die Änderung des Kraftfahrzeug-
steuergesetzes im Jahre 1922 hob diese Frei-
lassungen auf. Trotzdem blieb eine unterschied-
liche Belastung zu Lasten der nach dem Hub-
raum besteuerten Fahrzeuge, insbesondere also 
der Zwei-, Dreirad- und Personenkraftfahrzeuge 
gegenüber den Lastkraftwagen, Kraftomnibus-
sen und Anhängern bis auf den heutigen Tag 
bestehen. Dieser Belastungsunterschied tritt 
nicht augenfällig in Erscheinung, weil die 
Steuerbemessungsgrundlagen verschieden (Hub-
raum bzw. Eigengewicht) sind. Die Begünsti-
gung der Lastkraftwagen gegenüber den nach 
dem Hubraum besteuerten Fahrzeugen steigt 
sogar mit zunehmender Größe des Eigengewichts 
progressiv an. Zum Teil ist die progressiv an-
steigende Begünstigung schwerer Lastkraft-
wagen und Kraftomnibusse auf den „Knick" 
des Kraftfahrzeugsteuertarifs zurückzuführen. 
Anhänger werden einem ermäßigten Steuersatz 
unterworfen. Diese Steuerbegünstigungen wur-
den im Jahre 1935 eingeführt. Ihnen lagen 
autarkiepolitische Gesichtspunkte zugrunde. Die 

schweren Fahrzeuge erhielten dadurch einen 
künstlichen Wettbewerbsvorteil eingeräumt, der 
heute volkswirtschaftlich und verkehrspolitisch 
unerwünscht ist. 
Mit der Beseitigung des „Knicks" allein 

konnte die steuerliche Begünstigung nicht auf-
gehoben werden. Es mußte daher die Steuer-
bemessungsgrundlage eine andere, der Steuer-
satz erhöht und Fahrzeuge über ein bestimm-
tes Gesamtgewicht hinaus stärker belastet 
werden. 
Die Kraftfahrzeugsteuer ist eine Pauschal-

steuer. Sie stellt lediglich auf das Halten eines 
Kraftfahrzeugs zum Verkehr auf öffentlichen 
Straßen ab. Somit bleibt das Maß der In-
anspruchnahme von Straßen bei der Bemessung 
der Steuer außer Betracht. Darin liegt ein wei-
terer Nachteil der Kraftfahrzeugsteuer und zu-
gleich eine zusätzliche Begünstigung derer, 
deren Fahrleistung sehr hoch und damit 
Straßenabnutzung beträchtlich ist. Bei ihrer 
derzeitigen Ausgestaltung ist die Kraftfahrzeug-
steuer daher als Hauptsteuer für die Abgeltung 
verursachter Wegekosten ungeeignet. Die Mine-
ralölsteuer wäre für diesen Zweck geeigneter, 
wobei der Kraftfahrzeugsteuer die Funktion 
einer gewisse Schwächen der Mineralölsteuer 
mindernden. Steuer in Form einer Ergänzungs-
abgabe zukäme. Eine Umgestaltung der Kraft-
fahrzeugsteuer in diesem Sinne scheiterte jedoch, 
wie bereits erwähnt, an der derzeitigen ver-
fassungskräftigen Steuerverteilung zwischen 
Bund und Ländern. 

b) Steuersätze 

Der Ausschuß beschloß auf Grund dieser Über-
legungen, der Tendenz des Regierungsentwurfs 
zu folgen, somit also die Halter von Personen-
kraftfahrzeugen kraftfahrzeugsteuerlich zu ent-
lasten, die Halter von Lastkraftwagen, Kraft-
omnibussen und Anhängern kraftfahrzeug-
steuerlich stärker zu belasten. 
Für Personenkraftfahrzeuge wird vorgeschla-

gen, die geltenden Steuersätze um 20 v. H. zu 
ermäßigen. Dabei war sich der Ausschuß dar-
über klar, daß diese Entlastung jedoch zu 
einem erheblichen Teil, für Vielfahrer in vol-
lem Umfange und darüber hinaus, durch eine 
Anhebung der Mineralölsteuersätze für Benzin 
und Benzingemische wieder kompensiert wird. 
Die Steuerbemessungsgrundlage für Lastkraft-
wagen, Kraftomnibusse und Anhänger soll vom 
Eigengewicht auf das Gesamtgewicht umge-
stellt werden. 
Als Steuersätze sind vorgesehen 

bis 2 Tonnen Gesamtgewicht 20,— DM je 200 kg 
Gesamtgewicht, 

über 2 Tonnen Gesamtgewicht von Tonne zu 
Tonne steigend um 1,— DM je 200 kg Ge-
samtgewicht mehr. 

Bei 24 Tonnen Gesamtgewicht wird die Höchst-
belastung mit 43,— DM je 200 kg Gesamtge-
wicht erreicht. 



Mit diesem von 2 Tonnen Gesamtgewicht ab 
progressiv ansteigenden Steuertarif entschloß 
sich der Ausschuß, den sogenannten „Knick" in 
der Kraftfahrzeugbesteuerung aufzugeben. Der 
Vorteil der neuen Besteuerungsart liegt darin, 
daß die steuerliche Belastung mit zunehmen-
dem Gesamtgewicht stetig zunimmt. Diese Be-
steuerungsart ist auch steuergerechter, weil sie 
das schwerere Fahrzeug stärker belastet. 

c) Das Mehraufkommen ,aus der Änderung der 
Steuersätze des Kraftfahrzeugsteuergesetzes, 
das unter Berücksichtigung der Steuerermäßi-
gung für Personenkraftfahrzeuge auf etwa 
89 Millionen DM geschätzt wird, fließt den 
Ländern zu. Ein Entschließungsantrag, den der 
Ausschuß dem Plenum zur Annahme empfiehlt, 
fordert die Länder auf, diesen Mehrerlös aus 
der Kraftfahrzeugsteuer unter Beteiligung der 
Gemeinden und Gemeindeverbände ausschließ-
lich für den Straßenbau zu verwenden. 

8. Beförderungsteuer 
a) Allgemein 

Das Beförderungsteuergesetz, das durch die Be-
stimmungen in Abschnitt II des Entwurfes ge

-

geändert wird, wurde als neues Gesetz im 
Jahre 1926 erlassen und durch das Beförde-
rungsteuer-Änderungsgesetz vom 2. Juli 1936 
(RGBl. I S. 531) in wichtigem Vorschriften er-
gänzt bzw. abgeändert. 
Der Vorläufer des Gesetzes vom 29. Juni 1926 

war das bereits am 8. April 1917 beschlossene 
Beförderungsteuergesetz, das allgemein die Be-
steuerung {des Personen- und Güterverkehrs 
zum Gegenstand hatte. Es erfaßte neben der 
Beförderung auf Schienenbahnen und Wasser-
straßen steuerlich auch die mit Kraftfahrzeugen, 
soweit sie durch öffentliche Verkehrsunter-
nehmen im Linienverkehr planmäßig betrieben 
wurde. Durch Verordnungen vom 31. März 
1921 und vom 7. Januar 1922 wurde die Be-
steuerung im Binnenschiffahrt-, im See- und im 
Küstenverkehr ausgesetzt und schließlich 1936 
endgültig aufgehoben. Auch die Besteuerung 
der Beförderung mit Kraftfahrzeugen wurde im 
Jahre 1922, dem Jahr der Einbeziehung der 
Lastkraftwagen, Kraftomnibusse und Anhänger 
in das bisher nur für Personenkraftfahrzeuge 
geltende Kraftfahrzeugsteuergesetz, durch das 
Kraftfahrzeugsteuergesetz vom 8. April 1922 
wieder beseitigt. Daran änderte das neue Be-
förderungsteuergesetz vom 29. Juni 1926 
(RGBl. I S. 357) zunächst nichts. Erst als sich 
dieser Verkehrszweig günstig entwickelt hatte 
und die Finanzierung des Baus der Reichsauto-
bahnen die Erschließung neuer Einnahmequel-
len erforderlich machte, wurde die Beförderung 
mit Kraftfahrzeugen erneut durch das Beförde-
rungsteuer-Änderungsgesetz vom 2. Juli 1936 
zur Beförderungsteuer herangezogen. Der Ge-
setzgeber beabsichtigte mit der neuerlichen Ein-
beziehung der Beförderung mit Kraftfahrzeugen 
in das Gesetz außerdem, die Wettbewerbsbedin

-

gungen zwischen Schienenbahn und Kraftwagen 
auf steuerlichem Gebiet gleichzustellen. 
Der Beförderungsteuer unterliegen folgende 

Verkehrsgruppen: 
1. der Personen- und Güterverkehr auf 

Schienenbahnen; 
2. der Güter- und Werkfernverkehr mit Kraft-

fahrzeugen; 
3. der Personen- und Gepäckverkehr mit Kraft-

fahrzeugen. 
An der Beförderungsteuerpflicht dieser Ver-

kehre hält die vom Ausschuß beschlossene Fas-
sung des Entwurfes fest. Der Ausschuß weicht 
jedoch von der Regierungsvorlage ab, die auch 
den Werknahverkehr der Beförderungsteuer 
unterwerfen wollte. Er hat ferner eine Reihe 
von Steuerbefreiungen und -ermäßigungen ent-
gegen dem überwiesenen Entwurf beschlossen. 
Schließlich folgte er auch in der Höhe des 
Steuersatzes für den Werkfernverkehr nicht den 
Vorschlägen der Bundesregierung. 

Der Ausschuß ging bei seinen Entscheidungen 
im wesentlichen von folgenden Gesichtspunk-
ten aus: 

Im Grundsätzlichen bestand Übereinstimmung 
darüber, daß die Änderungen des Beförderung-
steuergesetzes in erster Linie ordnungs- und 
nicht finanzpolitischer Art sein sollten. Die Er-
zielung von Einnahmen stand also bei den 
Überlegungen nicht im Vordergrund. Die Be-
stimmungen sollten vielmehr einmal zu start-
gleichen Bedingungen zwischen Schiene und 
Straße beitragen, zum anderen darauf abzielen, 
den Werkfernverkehr einzuschränken. Um je-
doch betriebliche Umstellungen bei den betrof-
fenen Wirtschaftskreisen zu ermöglichen, sieht 
der Entwurf in der Ausschußfassung nicht einen 
sofort in Kraft tretenden Höchststeuersatz, son-
dern für zeitlich begrenzte Abschnitte niedri-
gere Steuersätze vor. Dieser Weg wurde auch 
deswegen eingeschlagen, um Erfahrungen über 
die ordnungspolitische Auswirkung der Steuer-
satzerhöhung zu sammeln. Ferner wurde für 
bestimmte Güter, insbesondere des Nahrungs-
mittelsektors, ein ermäßigter Steuersatz vorge-
sehen. Damit sollen Preissteigerungen als Folge 
der Anhebung des Steuersatzes im Werkfern-
verkehr ausgeschlossen werden. Für Berlin 
(West), das Zonen-, das Saarrandgebiet und die 
Frachthilfegebiete wurde im Werkfernverkehr 
eine 50 v. H. betragende Ermäßigung des vollen 
Steuersatzes unter Beibehaltung eines Mindest-
steuersatzes beschlossen. Anträge, die darauf ab-
zielten, noch weitere Gebiete in die Steuer-
ermäßigung einzubeziehen, wurden abgelehnt. 
Eine Steuersatzanhebung erfuhr auch der 

Steuersatz für den gewerblichen Güterkraft-
verkehr, der nicht Nahverkehr ist. 
Die weitergehenden Vorschläge der Bundes-

regierung, die u. a. sowohl im gewerblichen 
Nahverkehr, als auch im Werknahverkehr die 



Erhöhung bzw. die Einführung eines Steuer-
satzes vorsahen, lehnte der Ausschuß ab. Er zog 
daraus für den schienengebundenen Verkehr 
entsprechende Konsequenzen und stellte diesen 
dem vergleichbaren Straßenverkehr steuerlich 
gleich.  
Bei der Emballagenbeförderung bleibt es 

beim geltenden Recht gemäß § 4 Ziff. 3 der 
Verordnung zur Änderung von Vorschriften 
über die Durchführung des Beförderungsteuer-
gesetzes vom 18. April 1951 (BGBl. I S. 260), 
wonach bei der Rückbeförderung nur das halbe 
Gewicht der Steuerberechnung zugrunde gelegt 
wird. 

b) Steuersätze 
Da der Güternahverkehr gegenüber dem bis-
herigen Rechtszustand steuerlich nicht höher 
belastet wird, mußte für die Schienenbahnen, 
wenn der Grundsatz steuerlich gleichmäßiger Be-
handlung beachtet bleiben sollte, ein besonderer  
Steuersatz für den „Nahverkehr" der Schienen-
bahnen geschaffen werden. Dieser Satz beträgt 
4 v. H. des Beförderungspreises und gilt bis zu 
einer Entfernung von 49 Streckenkilometern 
(über 50 km erstreckt sich die Nahverkehrs-
zone). Im übrigen beträgt der Steuersatz 7 v. H. 
des Beförderungspreises. Der gleiche Satz fin-
det im Kraftfahrzeugverkehr Anwendung, so-
weit der Verkehr genehmigter Güterfernverkehr 
im Sinn des Güterkraftverkehrsgesetzes ist. Im 
Werkfernverkehr gilt als Steuersatz vom Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes bis 
30. September 1956 3 Dpf je Tonnenkilometer, 
vom 1. Oktober 1956 bis 31. März 1958 4 Dpf je 
Tonnenkilometer und ab 1. April 1958 5 Dpf je 
Tonnenkilometer. Im Werkfernverkehr ermä-
ßigt sich die Steuer bei der Beförderung von 
Milch (einschließlich der eingestellten, sterili-
sierten und evaporierten Milch, entrahmten 
Milch, Buttermilch und Molke), von Milch-
erzeugnissen im Sinn des Milch- und Fettgeset-
zes, von inländischem Obst und Säften aus in-
ländischem Obst, von Frischfisch aller Art und 
von Mineralbrunnen auf 1 Dpf je Tonnenkilo-
meter. Die Beförderung von Gütern im Werk-
fernverkehr unmittelbar zwischen Berlin (West) 

 und dem Bundesgebiet, zwischen dem Zonen-,  
dem Saarrandgebiet, den Frachthilfegebieten 

 und dem übrigen Geltungsbereich des Grund-
gesetzes einschließlich Berlin (West) unterliegt 
einem um 50 v. H. ermäßigten Steuersatz, min-
destens aber 1 Dpf je Tonnenkilometer. 

c) Die Regierungsvorlage schätzte die Mehrein-
nahme aus dem geänderten Beförderungsteuer-
gesetz auf 130 Millionen DM. Die Abstriche in-
folge der Ausschußbeschlüsse mindern das Auf-
kommen auf schätzungsweise 41 Millionen DM. 

9. Mineralölsteuer  
a) Allgemein 

Das Gesetz über Zolländerungen vom 15. April 
1930 (RGBl. I S. 131) erhöhte die Mineralöl

-

zölle. Zum Ausgleich der Zollerhöhung für aus 
dem Auslande eingeführte Mineralöle wurden 
im Inland gewonnene Mineralöle einer Aus-
gleichsabgabe unterworfen. Die Bekannt-
machung der neuen Fassung des Mineralöl-
steuergesetzes vom 22. März 1939 (RGB1.I S. 566) 
sprach zum ersten Male von der Mineralöl-
steuer als einer Verbrauchsteuer für im Inland 

 hergestelltes Mineralöl. Die Mineralölsteuer 
gewann mit zunehmender Inlandserzeugung an 
Mineralölen von Jahr zu Jahr steigende Bedeu-
tung als fiskalische Einnahmequelle. 
Das Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuer-

gesetzes vom 19. Januar 1951 (BGBl. I S. 73) 
änderte das Mineralölsteuergesetz in wichtigen 
Teilen. Insbesondere unterlag danach nicht nur 

 das im Inland gewonnene, sondern auch das aus 
dem Auslande eingeführte Mineralöl einer Ver-
brauchsabgabe. Die Gesetzesänderung, die die 
steuerbaren Erzeugnisse wesentlich vermehrte, 
entsprang in erster Linie fiskalischen Erwä-
gungen.  
Das Gesetz hielt an der unterschiedlichen 

steuerlichen Belastung von Vergaserkraftstoffen 
 und Dieselkraftstoff fest. Vergaserkraftstoffe 

blieben wesentlich höher belastet. Dieser Be

-

lastungsunterschied ist dem Umstand zuzuschrei
-ben daß Dieselöl, solange die  Toppdestillation 

die einzige Gewinnungsart darstellte, als  
Destillationsgut zwangsläufig anfiel. Dieselöl  
mußte einen Markt finden. Der Gesetzgeber hat  
die Marktfindung durch steuerlich schonende  
Behandlung wesentlich erleichtert. Nachdem  
der Verbrauch an Dieselöl durch die Konstruk-
tion geeigneter Motoren stark zunahm, waren  
es autarkiepolitische Bestrebungen, die das  
Steuergefälle zwischen Vergaserkraftstoffen und  
Dieselöl unberührt ließen.  
Inzwischen hat sich die Situation so geändert,  

daß die inländische Dieselölgewinnung nicht  
mehr ausreicht, um den Bedarf zu befriedigen.  
Obwohl es heute den Mineralölverarbeitern mit  
Hilfe neuartiger Mineralölaufbereitungsanlagen,  
z. B. im sogenannten Crackverfahren, durchaus  
möglich wäre, das gewünschte Erzeugnis zu fah-
ren, muß Dieselöl importiert werden.  
Diese Sachlage verbietet eigentlich die Auf-

rechterhaltung eines so erheblichen steuerlichen  
Gefälles zwischen Vergaserkraftstoffen und  
Dieselöl. Wird dabei noch berücksichtigt, daß  
die mit Otto-Motoren ausgerüsteten Kraftfahr-
zeuge, die auf Vergaserkraftstoffe angewiesen  
sind, einen erheblich höheren Verbrauch haben  
als mit Dieselöl betriebene Fahrzeuge, so zeigt  
sich, daß die leichten und leichteren Kraftfahr-
zeuge gegenüber den fast ausschließlich mit  
Dieselöl angetriebenen Schwer- und Schwerst-
fahrzeugen gemessen an der Straßenabnutzung  
fiskalisch viel zu hoch belastet sind. Hinzu  
kommt ferner, daß der Kraftstoffverbrauch je  
Bruttotonnenkilometer beim Personenkraft-
wagen wesentlich höher ist als bei den schweren  
und schwersten Lastkraftwagen. Ein Personen- 



kraftwagen verbraucht z. B. im Durchschnitt 
gegenüber einem 5 t Lastkraftwagen mit Die-
selmotor fast das Dreifache an Vergaserkraft-
stoff je Bruttotonnenkilometer. Daraus er-
gibt sich, daß die Mineralölsteuer die verschie-
denen Arten von Kraftfahrzeugen nicht gleich-
mäßig belastet. Mit zunehmender Schwere und 
Behängung der Fahrzeuge wird die Belastung 
sogar degressiv. So ist z. B. ein Volkswagen je 
Bruttotonnenkilometer mit Mineralölsteuer un-
gefähr 11 1/2 mal so hoch wie ein Lastkraft-
wagen Büssing 8 t, 21 mal so hoch wie ein 24 t 
Lastzug Südwerke/Braunschweig besteuert. 
Wollte man diesen Belastungsunterschied aus-
gleichen, so müßte die Mineralsteuer für Diesel-
kraftstoff um 42 v. H. höher sein als bei Benzin. 
Sie liegt aber in Wirklichkeit um mehr als 
70 v. H. unter der des Benzins. Wenn also der 
Ausschuß im Ergebnis zu einer wesentlich höhe-
ren zusätzlichen Belastung des Dieselöls gegen-
über Benzin gekommen ist, dann wollte er da-
mit die echten Kostenvorteile des Dieselfahr-
zeugs nicht abschöpfen, wohl aber die steuer-
liche Subvention zu Lasten des Vergaserkraft-
stoffes verringern. 

Auch diese Überlegungen zeigten, daß die der-
zeitig geltenden Vorschriften des Kraftfahrzeug-
und Mineralölsteuergesetzes nicht ausreichen, 
um dem Grundsatz steuerlicher Gerechtigkeit 
folgend die Wegekosten gerecht auf die ver-
schiedenen Verursacher dieser Kosten zu ver-
teilen. In Richtung einer gerechten steuer-
lichen Belastung mehr zu tun, als das, was 
der Ausschuß beschlossen hat, verbot sich im 
gegenwärtigen Zeitpunkt aus zwei Gründen. 
Einmal — das wurde bereits erwähnt —, weil 
die Kraftfahrzeugsteuer noch eine Landessteuer 
und damit der freien Gestaltung durch die 
Bundesgesetzgebung entzogen ist, zum anderen, 
weil darauf Rücksicht genommen werden mußte, 
daß Versäumnisse früherer Gesetzgebungsakte 
nicht auf einmal ohne schädigenden Einfluß auf 
die betroffenen Wirtschaftskreise nachgeholt 
werden konnten. Es wird jedoch Aufgabe der 
kommenden Gesetzgebung sein, Kraftfahrzeug-
und Mineralölsteuer unter verkehrspolitischen 
und Gesichtspunkten der Steuergerechtigkeit 
um- und auszugestalten. 

Die Änderungen des Mineralölsteuergesetzes 
durch den vorliegenden Entwurf beschränken 
sich hauptsächlich auf Steuersätze, Steuerbefrei-
ungen und -ermäßigungen. Steuerbefreit bleibt 
die Landwirtschaft für den von ihr verbrauch-
ten Dieselkraftstoff. Es handelt sich hierbei 
allerdings nicht um eine echte Steuerbefreiung, 
weil die Überwachung der steuerbefreiten Ver-
wendung bei der Vielzahl der in Frage kom-
menden Betriebe die Verwaltung vor unlösbare 
Aufgaben gestellt hätte, sondern um eine Rück-
vergütung der Steuer in Form der Betriebsbei-
hilfe. Die Technik der Durchführung ändert sich 
gegenüber dem bisherigen Zustand nicht. Neu 
ist die Einführung einer Betriebsbeihilfe für 

Inhaber von Betrieben, die für nicht am Straßen-
verkehr teilnehmende, Dieselöl verbrauchende 
stationäre Motoren, Arbeitsmaschinen und 
Schienenfahrzeuge in Höhe der vom Ausschuß 
beschlossenen Dieselölsteuersatz-Erhöhung ge-
währt wird. Eine solche Bestimmung mußte aus 
Gründen steuerlicher Gerechtigkeit geschaffen 
werden, um durch die Mineralölsteuererhöhung, 
der Zielsetzung des Gesetzes entsprechend, nur 
die am Straßenverkehr teilnehmenden Mineral-
ölverbraucher zu treffen. Der Kreis der begün-
stigten Dieselölverwender mußte auf solche, bei 
denen die Verwendung zu den begünstigten 
Zwecken kontrollierbar blieb, beschränkt blei-
ben. Nach haushaltswirtschaftlichen Grund-
sätzen werden die Beihilfen im Bundeshaus-
haltsplan jährlich ausgewiesen. 

b) Steuersätze 

Die Steuersätze werden bei Vergaserkraftstof-
fen um 2 Dpf je Liter, bei Dieselöl um 10 Dpf 
je Liter gegenüber den geltenden Sätzen er-
höht. Das bedeutet für 100 kg Eigengewicht bei 

ein 
Steuer

-

Satz von 

gegen

-

über 
bisher 

DM DM 
Leichtölen (Benzin, Testbenzin 
u. a.) 29,75 27,— 

Hydrierbenzin im Fischer-
Tropsch-Verfahren, aus der 
Braunkohlen- u. Ölschieder-
schwelung sowie der Druck-
vergasung von Kohle herge-
stelltes Benzin 17,60 14,85 

für in besonders begünstigten 
Betrieben hergestelltes Benzin 
(§ 2 Abs. 1 Ziff. 1 Buchstabe 
b, Doppelbuchstabe cc und dd 
Mineralölsteuergesetz) 21,75 19,— 

Gasöle 18,05 6,30 

durch Hydrierung und im 
Fischer-Tropsch-Verfahren 
hergestellte Gasöle 11,75 0,— 

leichte Steinkohlenteeröle 24,75 22,50 

ausschließlich aus im Erhebungs-
gebiet gefördertem unbear-
beitetem Erdöl hergestellte 
Flüssiggase 10,— 12,75 

sonstige Flüssiggase 17,— 14,25. 

Die Nachsteuer beträgt für am Tage des In-
krafttretens vorhandene Vorräte bei Gewäh-
rung einer bestimmten Freimenge bei Endver-
brauchern für 100 kg Eigengewicht für 
Leichtöle und für bezinhaltige 
Kraftstoffgemische 	 2,75 DM 
Gasöle 	 11,75 DM 
leichte Steinkohlenteeröle 	2,25 DM 
Flüssiggas 	 2,75 DM. 



c) Die Mineralölsteuersätze erhöhen das Mineralöl-
steueraufkommen im ersten Jahr nach dem In-
krafttreten des Gesetzes um etwa 322 Mil-
lionen DM. 

IV. Verwendung der aufkommenden Mittel 

10. Geschätztes Gesamtaufkommen für ein Jahr 
Die Kraftfahrzeugsteuer soll 	89 Mio DM 
die Beförderungsteuer 	41 Mio DM 
und die Mineralölsteuer 	316 Mio DM  

mehr 	 zusammen 446 Mio DM 
erbringen. 

Davon stehen den Ländern aus der 
Kraftfahrzeugsteuer 	 89 Mio DM  
zu, mithin bleiben für bundeseigene 
Aufgaben 	 357 Mio DM. 

11. Begründung für das erwartete Steuerauf-
kommen aus diesem Gesetzentwurf 
Bevor über die Verwendung der dem Bunde ver-

bleibenden Mittel aus dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung gesprochen wird, ist es erforder-
lich, die Gründe darzulegen, warum der Ausschuß 
das Mehraufkommen in der genannten Höhe be-
schlossen hat. 
7,,  Beginn der Beratungen im  Ausschuß  wurde 

 ein Bericht über das Ergebnis der vom Ausschuß 
für Verkehrswesen angestellten Erwägungen ge-
geben. Der Ausschuß für Verkehrswesen war da-
nach zu keiner einheitlichen Auffassung über die 
dem Kraftverkehr anzulastenden Wegekosten ge-
kommen. Er hatte die Frage, ob der Kraftverkehr 
zu den von ihm verursachten Wegekosten beizu-
tragen habe, bejaht. Sowohl die Methode der Be-
rechnung der Wegekosten als auch die Frage, 
welche Steuern und welche Teile dieser Steuern 
dem Kraftverkehr bei einer Rechnung über die 
Wegekosten gutzubringen seien, blieben unentschie-
den. Es waren schließlich drei Meinungen, die sich 
gegenüberstanden. Die Summen, die danach vom 
Kraftverkehr für die von ihm verursachten Wege-
kosten noch aufzubringen waren, bewegten sich 
zwischen 1,5 Milliarden und weniger als 500 Mil-
lionen DM. 

Der Ausschuß einigte sich nach Anhörung der 
sachverständigen Mitglieder des Ausschusses für 
Verkehrswesen darauf, seine Beschlüsse auf ein 
Aufkommen von rund 500 Millionen DM  abzu-
stellen. Er ging damit über das Ziel, das sich die 
Regierungsvorlage gesteckt hatte, soweit die Auf-
kommensschätzungen in Rechnung stehen, um 
150 Millionen DM hinaus. 
Die Ausschußminderheit erhob gegen diese quan-

titative Beschränkung des Entwurfs schwere Be-
denken und gab ihrer Meinung dahingehend Aus-
druck, daß damit die anerkannten Notwendigkeiten 
und Ziele des Gesetzentwurfs nicht erreicht würden. 
Sie wies darauf hin, daß diese Mittel weder dazu 
ausreichten, den Wettbewerb zwischen Schiene und 
Straße in ein vernünftiges Verhältnis hinsichtlich 
der Wegekosten zu bringen, noch ausreichende 

Mittel für Investitionen bei der Deutschen Bundes-
bahn und zugunsten der Straße zu beschaffen. 
Schließlich bemerkte sie noch, daß die in der Be-
schränkung der Zielsetzung des Entwurfs liegende 
mangelhafte Verkehrspolitik spätestens in zwei 
Jahren zu Subventionen an die Bundesbahn 
zwinge und dem unzulänglichen Ausbau des 
Straßennetzes nicht abhelfe. 
Die Mehrheit blieb dabei, daß aus kombinierten 

Besteuerungsmaßnahmen ohne schädigenden Ein-
fluß auf die beteiligten Wirtschaftskreise ein Auf-
kommen über 500 Millionen DM hinaus nicht zu-
sätzlich dem Kraftverkehr angelastet werden 
könne. 

12. Berechnung des Mehraufkommens 
Die Regierungsvorlage ging unter Berücksichtigung 
der Heraufsetzung des Beginns der Steuerprogres-
sion für Lastkraftwagen, Kraftomnibusse und An-
hänger auf 16 anstatt 15 t Gesamtgewicht aus von 
einem Mehraufkommen eines Verkehrsfinanz-
gesetzes von 

Mio DM 
Kraftfahrzeugsteuer 	 90 
Beförderungsteuer 	 130 
Mineralölsteuer 	 205 

zusammen 425, 

davon zugunsten des Bundes (da die Kraft-
fahrzeugsteuer eine Landessteuer ist) 	335. 

Die Beschlüsse des Ausschusses bewirken folgende 
geschätzte Mehr- (+) bzw. Mindereinnahmen (—): 
a) Kraftfahrzeugsteuer 	Mio DM 

1.Mehraufkommen nach der Regierungs-
vorlage und dem neuen Tarif mit 
gleichmäßigem Progressionsverlauf 	90 

2. Ausfall infolge Ermäßigung der Tarif-
sätze für Sattelschlepper u. -anhänger 
um 15 v. H. und infolge Befreiung der 
Anhänger für Straßenreinigung, Fäka-
lien- und Müllabfuhr 	 — 1  

bleiben:  + 89  

b) Beförderungsteuer 
1. Straßenverkehr 
Mehraufkommen aus dem Werkfern-
verkehr bei einer Beförderungsleistung 
von 4 Mrd. tkm und einem Steuer-
satz von 3 Dpf (d. h. zusätzlich 2 Dpf 
je tkm) 	 + 80 
Mehraufkommen aus der Besteuerung 
der Kohle im gewerblichen Güterfern-
verkehr 	 + 4 
Steuerausfälle im Güterverkehr auf 
der Straße: 
Ermäßigung der Beförderungsteuer

-

Normsätze für Werkfernverkehr mit 
Milch und Milcherzeugnissen, Frisch-
fischen, inländischem Obst und dar-
aus bereiteten Säften und Mineral-
brunnen auf 1 Dpf je tkm — 5 



Mio DM 
Halbierung der Beförderungsteuer

-

Normsätze für Werkfernverkehr fol-
gender Gebiete: 
Berlin (West), 	Zonenrandgebiet, 
Saarrandgebiet, Frachthilfegebiete — 10 
Ermäßigung der Beförderungsteuer

-

Normsätze für den Werkfernverkehr 
mit Emballagen auf den heutigen 
Satz (0,5 Dpf je tkm, Rückfahrt) 	— 3 

Steuerausfälle im Personenverkehr 
auf der Straße: 
Befreiung der unentgeltlichen Be-
förderung eigener Arbeitnehmer 
zwischen Wohnort und Arbeitsstätte 
von der Beförderungsteuerpflicht — 1 
Befreiung des Ortslinienverkehrs 
und Nachbarortsverkehrs mit Kraft-
omnibussen und Obussen von der 
Beförderungsteuerpflicht 
Ortslinienverkehr 	 — 4 
Nachbarortsverkehr 	 — 3,5 

2. Andere Verkehrsträger (außer Stra-
ßenverkehr) 
Steuerausfälle durch Befreiung des 
Orts- und Nachbarortsverkehrs auf 
Schienenbahnen von der Steuerpflicht: 
Bundesbahn 	 — 5 
sonstige Schienenbahnen (nicht-
bundeseigene Eisenbahnen und Stra-
ßenbahnen, tatsächliches Steuer-
aufkommen) 	 — 4 
Ermäßigung der Beförderungsteuer 
der Bundesbahn und der nichtbun-
deseigenen Eisenbahnen über Ent-
fernungen bis zu 49 km von 7 auf 
4 v. H. 	 — 7  

bleiben: + 41  

c) Mineralölsteuer 
1.Mehraufkommen nach der Regierungs-
vorlage 	 205 

2. Mehraufkommen durch Erhöhung der 
Steuer 
auf DK um 3 Dpf 	 +73 
auf VK um 1 Dpf 	 + 35 
auf Treibgas 	 + 3 

Summe  316.  

Zugunsten des Bundes sind davon 357 Mio DM. 
Diese Rechnung bezieht sich auf 12 Monate. 
Wird das Gesetz erst am 15. April 1955 verkün-

det, so beträgt das Aufkommen im Rechnungs-
jahr 1955 bei Mio DM 

a) Kraftfahrzeugsteuer 	 67 
b) Beförderungsteuer 	 34 
c) Mineralölsteuer 

	

	 225  
zusammen 326, 

davon beim Bund verfügbar 260. 

Das bedeutet, daß bei voller Gewährung der Finan-
zierungsbeihilfen nach Abschnitt IV, IV a und IV b 
des Entwurfs über das Mehraufkommen des Bun-
des im Restrechnungsjahr 1955 verfügt ist. 

13. Finanzierung des Baues von Bundes-
autobahnen 
Der Gesetzentwurf weist den Bund an, eine Ge-
sellschaft des privaten Rechts mit der Finanzierung 
des Baues von Bundesautobahnen zu beauftragen. 
Dieser Gesellschaft weist der Gesetzentwurf auf 
die Dauer von 14 Jahren jährlich 120 Millionen DM 
aus dem Mineralölsteueraufkommen des Gesetzent-
wurfs zu. Der Bundesminister der Finanzen wird 
außerdem ermächtigt, Bürgschaftsverpflichtungen 
bis zu 500 Millionen DM einzugehen. Mit Hilfe die-
ser Mittel soll die Vorfinanzierung eines Baupro-
gramms von etwa 600 km Bundesautobahnen der 
ersten Dringlichkeitsstufe, die den Bau von 1000 km 
Bundesautobahnen umfaßt, bewerkstelligt werden. 
Die Planung des Programms ist Sache der zustän-
digen Bundesdienststellen. 
Die genannten Mittel werden jährlich im Bundes-

haushaltsplan ausgewiesen. Mit der Annahme 
dieses Vorschlages ist zugleich eine Zweckbindung 
von Haushaltsmitteln auf die Dauer eines Zeit-
raums von 1.4 Jahren verbunden. 
Der Ansatz der Regierungsvorlage sah für 

diesen Zweck nur einen Betrag von 80 Millio-
nen DM vor. Der Ausschuß glaubte, den Ansatz 
auf 120 Millionen DM erhöhen zu sollen, um den 
im dringenden Interesse des Straßenverkehrs lie-
genden weiteren Ausbau des Bundesautobahnnet-
zes zu beschleunigen. 

14. Finanzierung der Erneuerung von Anlagen 
der Deutschen Bundesbahn 
Ein neuer Abschnitt IV b des Gesetzentwurfs 
sieht die vertragliche Beauftragung einer Gesell-
schaft des Privatrechts mit der Finanzierung der 
Verbesserung von Verkehrsanlagen und der Be-
schaffung von rollendem Material der Deutschen 
Bundesbahn vor. Der Bund leistet an diese Gesell-
schaft auf die Dauer von 10 Jahren einen jähr-
lichen Finanzierungsbeitrag von 150 Millionen DM 
zu Lasten des Aufkommens aus diesem Gesetz-
entwurf. Zugleich wird der Bund zu einer Bürg-
schaftsverpflichtung zugunsten der Gesellschaft in 
Erfüllung ihrer Finanzierungsaufgabe bis zu 
750 Millionen DM ermächtigt. Auf die Verwendung 
der Mittel übt der Bund entsprechenden Einfluß 
aus. Die Rechnung und die Verwendung der Mittel 
überprüft der Bundesrechnungshof. Für die der 
Bundesbahn unter Verwendung der Finanzierungs-
beiträge zugeflossenen Kredite tritt die Bundes-
bahn dem Bunde Darlehensforderungen in gleicher 
Höhe ab. 
Die Mittel werden in Höhe von 150 Millionen DM 

jährlich im Bundeshaushaltsplan verplant. In 
dieser Höhe liegt gleichfalls eine Zweckbindung 
von Haushaltsmitteln vor. 

15. Finanzierung der Erneuerung von Anlagen 
nichtbundeseigener Eisenbahnen 



Neu eingefügt wurde Abschnitt IV b: Finanzie-
rungshilfe für nichtbundeseigene Eisenbahnen. Der 
Bundesregierung wird die Ermächtigung erteilt, 
auf 10 Jahre hälftig zu Lasten der Finanzierungs-
beiträge nach Abschnitt IV (Bundesautobahnen) 
und Abschnitt IV a (Deutsche Bundesbahn) den 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen darlehensweise 
und gegen angemessene Verzinsung jährliche 
Finanzierungshilfen bis zur Höhe von 10 Millionen 
DM zu gewähren. Die Verwendung der Darlehens-
mittel prüft der Bundesrechnungshof. 
Die Einbeziehung der nichtbundeseigenen Eisen-

bahnen, deren finanzielle Lage im allgemeinen 
schlecht ist und die wichtige Zubringer- und Ver-
teilerdienste, insbesondere für die Bundesbahn, 
leisten, wurde auf Antrag von der Mehrheit des 
Ausschusses gebilligt. Daher wurde auch eine 
Hälfte der Mittel aus Abschnitt IV a genommen. 

16. Aus- und Neubau des Bundesstraßennetzes 
Nach Abzug der in den Ziffern 13, 14 und 15 er-
wähnten Finanzierungsbeiträge zu Lasten des erst-
jährigen Aufkommens aus diesem Gesetzentwurf 
verbleiben auf ein Jahr bezogen noch 87 Millio-
nen DM verplanbar. Diese Mittel sollen nach einer 
vom Ausschuß akzeptierten Entschließung, deren 
Annahme der Ausschuß dem Plenum empfiehlt, 
zur Durchführung eines Zehnjahresplanes zum 
Ausbau der Bundesstraßenunter besonderer Be-
rücksichtigung von Ortsdurchfahrten und Orts-
umgehungen verausgabt werden. Für Ortsdurch-
fahrten und Ortsumgehungen sollen von diesen 
Mitteln mindestens 25 v. H. verwendet werden. 
Eine über diese Empfehlung hinausgehende Bin-
dung von Haushaltsmitteln lehnte der Ausschuß 
aus haushaltswirtschaftlichen Gründen ab. Er hat 
eine Zweckbindung für Mittel aus diesem Gesetz-
entwurf nur insoweit anerkannt, als damit eine 
Vorfinanzierung beabsichtigt ist. Dies gilt nur für 
die Mittel zur Finanzierung des Baues von Bundes-
autobahnen und der Erneuerung von Anlagen der 
Deutschen Bundesbahn. 

V. Zum Entwurf im einzelnen 

Die Erläuterung beschränkt sich grundsätzlich 
auf die Fragen, die in den Ziffern 1 bis 16 nicht be-
handelt worden sind. 

ABSCHNITT I 

Artikel 1 

17. Zu Ziffer 1 
Obusse, d. h. Kraftfahrzeuge, die an Oberleitungen 
gebunden sind, sollen, da sie neuerdings in steigen-
dem Umfange Straßenbahnen ersetzen, ebenso wie 
diese von der Kraftfahrzeugsteuer befreit werden. 
Kraftomnibusse wurden nicht einbezogen, ,da diese 
nicht ausschließlich dem Linienverkehr dienen, 
sondern auch zum Gelegenheitsverkehr benutzt 
werden. Die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer 
muß möglichst einfach gestaltet sein. Sie stellt 

daher auf das Fahrzeug und nicht auf den Ver-
wendungszweck ab. Eine Einbeziehung der Kraft-
omnibusse würde eine fortlaufende Überprüfung 
ihrer Verwendung verlangen, die verwaltungsseitig 
nicht durchgeführt werden kann. Der Ausschuß 
lehnte mit dieser Begründung den Vorschlag des 
Ausschusses für Kommunalpolitik ab, der die Ein-
beziehung der Kraftomnibusse in die Steuerbefrei-
ung vorschlug. Den Beschlüssen des Ausschusses 
für Kommunalpolitik wurde dagegen weitgehend 
bei den Befreiungsvorschriften für Personenbeför-
derung des Beförderungsteuergesetzes im Orts-
und Nachbarortslinienverkehr entsprochen (s. Zif-
fer 25). 
Der Ausschuß nahm Ziff. 1 in der vom Bundes-

rat vorgeschlagenen Fassung an, weil es keine 
Oberleitungsomnibusse gibt, die weniger als 
8 Sitzplätze haben. 

Der Katalog der von der Kraftfahrzeugsteuer be-
freiten Fahrzeuge wurde um Spezialanhänger für 
Fäkalien- und Müllabfuhr erweitert. 

18. Zu Ziffer 2 
Die Änderung in der Einleitung des Abs. 1 des § 3 
wurde aus sprachlichen Gründen beschlossen. 

19. Zu Ziffer 3 
Die Absätze 1 und 2 des § 10 sind geändert bzw. 
neu eingefügt worden, weil der Ausschuß der Auf-
fassung war, daß Kombiwagen, die verkehrsrecht-
lich neuerdings eine neue Fahrzeugart sind und 
deren Besteuerung im Regierungsentwurf in der 
Gruppe „andere Fahrzeuge" vorgeschlagen war, 
steuerlich grundsätzlich wie Personenkraftwagen 
behandelt werden sollen. Kombifahrzeuge werden 
auf Grund eines Ausschußbeschlusses erst dann 
als „andere Fahrzeuge" im Sinne des Kraftfahr-
zeugsteuergesetzes angesehen, wenn die für die 
Güterbeförderung verwendbare Nutzfläche größer 
als 2 1 /2 qm ist. 

Im übrigen dient die Neufassung des § 10 der 
Übersichtlichkeit und Klarheit. Insbesondere will 
die Neufassung herausstellen, daß bei Sattelzug-
maschinen und Sattelanhängern hinsichtlich des 
Satteldrucks keine Doppelbesteuerung stattfindet. 
Für Sattelschlepperanhänger beschloß der Ausschuß 
eine Steuerermäßigung von 15 v. H. gegenüber den 
Normalsteuersätzen, um dadurch die Verwendung 
von Sattelschlepperanhängern zu fördern. 

Ausschußanträge, die Elektrofahrzeuge und 
Spezialanhänger, insbesondere Schwersttransport-
anhänger, steuerlich begünstigen wollten, wurden 
abgelehnt. 

20. Zu Ziffer 4 
In § 11 Abs. 1 wurde mit Ziff. 3 a eine Regelung 
für Doppeldeckomnibusse eingefügt, die ausschließ-
lich im Ortslinienverkehr verwendet werden. Diese 
Vorschrift hat praktische Bedeutung nur für Berlin. 

Als Abs. 2 wurde dem § 11 eine Definition des 
Begriffs „Ortslinienverkehr" hinzugesetzt. 



Der Vorschlag in § 11 Abs. 3 will bestimmten 
auf Baustellen eingesetzten Spezialfahrzeugen 
Steuerermäßigung. zugestehen. Der Ausschuß 
billigte den Vorschlag, nachdem er sich über Art 
und Charakter dieser Spezialfahrzeuge unterrich-
tet hatte. 

21. Zu Ziffer 5 
Die Änderung ist nur redaktioneller Art. 

22. Zu Ziffern 5 und 6 
Die Änderungen dienen der Verwaltungsverein

-

fachung bei der Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer. 

23. Zu Art. 3 
Die Streichung des Wortes „unaufgefordert" in 
Abs. 1 bedeutet, daß zur Entrichtung des Steuer-
mehrbetrages durch die Finanzämter nach Inkraft-
treten des Gesetzes aufgefordert werden muß. 

ABSCHNITT II 

Artikel 1 

24. Zu Ziffer 1 
Die Beförderungsteuerpflicht wird in Abs. 1 Ziff. 2 
auf die Personenbeförderung mit Sesselliften aus-
gedehnt. 

Die Neufassung des Abs. 2 deckt sich sachlich im 
wesentlichen mit der Regierungsvorlage, stellt je-
doch jegliche Beförderung eigener Arbeitnehmer 
durch das Unternehmen von der Steuer frei. 

Mit Abs. 3 wird der Unternehmer- und Unter-
nehmensbegriff des Umsatzsteuerrechts in das 
Beförderungsteuergesetz eingeführt. 

Da die Landespostdirektion Berlin nicht zu den 
Dienststellen der Deutschen Bundespost gehört, 
mußte sie ausdrücklich in Abs. 3 erwähnt werden. 

25. Zu Ziffer 2 
Die Ziffern 5 bis 7 der Befreiungsvorschriften 
sind gegenstandslos geworden, da es bei der Be-
steuerung des Werknahverkehrs beim geltenden 
Recht bleibt. 

Neu eingefügt wurde im § 3 Abs. 1 Ziff. 8 die 
Vorschrift, wonach der Personenverkehr der 
Schienenbahnen (Eisenbahnen, Straßenbahnen) und 
der Obusse und Kraftomnibusse im Orts- und 
Nachbarortslinienverkehr nunmehr gesetzlich von 
der Beförderungsteuerpflicht befreit wird. 

Als Abs. 2 wurde eine notwendige Begriffs-
bestimmung für den Orts- und Nachbarortslinien-
verkehr entsprechend dem Vorschlag des Ausschus-
ses für Kommunalpolitik eingefügt. 

26. Zu Ziffer 2 a 
§ 4 des Beförderungsteuergesetzes wurde als über-
flüssige Bestimmung gestrichen. 

27. Zu Ziffer 3 
Da § 1 Abs. 2 des Entwurfs zur Änderung des Be-
förderungsteuergesetzes (Ziffer 1) durch Ausschuß-
beschluß gestrichen worden ist, sind in Ziffer 3 
die Worte „Absatz 2" hinter „§ 1" überflüssig ge-
worden. 

28. Zu Ziffer 4 
Durch die Neufassung des § 12 Beförderungsteuer

-

gesetz ist es notwendig geworden, die Worte 
„Nr. 1" durch „Nr. 2 b" und „Absatz 2" zu ersetzen. 

29. Zu Ziffer 5 
Hierzu lag ein Antrag vor, den Unternehmer zum 
Steuerschuldner zu machen. Das hätte zur Strei-
chung zahlreicher Bestimmungen des Beförderung-
steuergesetzes (z. B. §§ 10 und 13) geführt. Außer-
dem hätten die Steuertarife umgearbeitet werden 
müssen. Auch hätte über die Frage, ob die aus-
drückliche Überwälzung der Steuer auf den Auf-
traggeber gestattet sein soll (vgl. § 10 Umsatz-
steuergesetz) entschieden werden müssen. Um Ver-
zögerungen in der Verabschiedung des Gesetzent-
wurfs zu vermeiden, wurde daher § 8 in der Re-
gierungsvorlage mit einigen Verbesserungen an-
genommen und gleichzeitig eine Entschließung ge-
faßt, in der die Bundesregierung aufgefordert wird, 
einen Vorschlag zur Änderung des Beförderung-
steuergesetzes vorzulegen, damit spätestens mit 
Wirkung vom 1. Januar 1956 Steuerschuldner der 
Unternehmer wird. 

30. Zu Ziffer 5 a 
Die Steuerermäßigungsvorschriften des § 11 Abs. 5 
des Beförderungsteuergesetzes wurden durch eine 
Neufassung ersetzt. Die Erweiterung der Steuer-
ermäßigungsvorschriften soll hauptsächlich die 
nichtwerkeigene Beförderung von Arbeitnehmern 
im Auftrage eines Unternehmens begünstigen. 

31. Zu Ziffer 6 
Die Neufassung des § 12 entspricht den Beschlüs-
sen des Ausschusses über die Steuersätze des Be-
förderungsteuergesetzes. 

32. Zu Art. 2 
Im Abs. 2 des Art. 2 erhielt § 3 Abs. 4 einen neuen 
Schlußsatz, der bestimmt, wann die Verpflichtung 
zur Wiederentrichtung der Steuer beginnt, wenn 
eine ganze oder teilweise Steuerbefreiung zurück-
genommen wird. 

33. Zu Art. 3 
In Abs. 1 Ziffer 2 folgte der Ausschuß dem Vor-
schlag des Bundesrates und fügte zwischen „in 
Härtefällen" und „erforderlich" die Worte „insbe-
sondere in verkehrsfernen Gebieten" ein. Diese Er-
gänzung soll der Klarstellung der Vorschrift die-
nen. Die Änderung in Abs. 2 ist auf die Änderung 
des § 10 Abs. 2 Kraftfahrzeugsteuergesetz zurück- 



zuführen. Statt auf die Zahl der Sitzplätze ist nun-
mehr auf die Zahl der zu befördernden Personen 
abgestellt. 

34. Zu Art. 4 

Die Einfügung der Ziffern 1 a und 1 b war notwendig 
geworden, weil § 3 der Zweiten vorläufigen Durch-
führungsbestimmungen vom 18. Dezember 1936 
zum Gesetz zur Änderung des Beförderungsteuer-
gesetzes eine abweichende Begriffsbestimmung des 
Orts- bzw. Nachbarortslinienverkehrs enthält, wie 
sie nunmehr in § 3 Abs. 2 des Beförderungsteuer-
gesetzes getroffen worden ist. Die Streichung der 
§§ 4 und 5 des Gesetzes zur Änderung des Umsatz-
steuer- und des Beförderungsteuergesetzes vom 
28. Juni 1951 war eine Konsequenz der Übernahme 
des Abs. 5 des Beförderungsteuergesetzes. Die 
Streichung des § 3 des Gesetzes zur Wiedererhe-
bung der Beförderungsteuer im Möbelfernverkehr 
und im Werkfernverkehr und zur Änderung von 
Beförderungsteuersätzen vom 2. März 1951 dient 
der Gesetzesbereinigung, weil offenbar 1951 bei 
Schaffung der §§ 4 und 5 des Gesetzes vom 28. Juni 
1951 die Anordnung der Streichung übersehen 
worden war. Durch die Annahme der Nr. 1 b konnte 
in Nr. 2 der Klammerzusatz „(Bundesgesetzbl. I 
S. 159)" gestrichen  

ABSCHNITT III 

35. Zu Art. 4 

Art. 4 behandelt die Vorschriften, die in den Ge-
setzentwurf eingefügt werden mußten, nachdem 
der Ausschuß beschlossen hatte, daß die Gasöl-
steuererhöhung Mineralölverwender nicht treffen 
sollte, die nicht am Straßenverkehr teilnehmen. 

Zu Abs. 5 des Art. 4 wird zur Klarstellung be-
merkt, daß unter den Selbstverwaltungsorganen 
der begünstigten Wirtschaftskreise nach überein-
stimmender Meinung des Ausschusses nur Körper-
schaften des öffentlichen Rechts zu verstehen sind. 

ABSCHNITT IV 

36. Zu Art. 3 

Der Ausschuß hat den Art. 3 gestrichen. Auch ein 
Alternativvorschlag, der die Autobahnbenutzungs-
gebühr nur bei solchen Autobahnen erheben wollte, 
die mit Hilfe des Aufkommens aus dem Verkehrs-
finanzgesetz finanziert werden würden, fand keine 
Mehrheit im Ausschuß. 
Die ablehnenden Beschlüsse sind in der Haupt

-

sache auf folgende Gesichtspunkte zurückzuführen: 
1. Die Erhebung bereitet verwaltungstechnische 
Schwierigkeiten. Die Einrichtung der Erhebungs

-

stellen würde bei allen jetzt bestehenden Auto-
bahnstrecken etwa 15 Millionen DM kosten. 

2. Die Fahrzeugdichte liegt auf solchen Strecken 
im Mittel bei 5000, in der Spitze bei 10 000 Fahr-
zeugen je 24 Stunden. Das würde — gemessen 
am Verwaltungsaufwand — einen Erhebungs-
satz von 8 bis 10 Dpf pro km erfordern. Ein sol-
cher Gebührensatz könnte zu einem ungewoll-
ten Abfluß von Fahrzeugen auf die allgemeinen 
Straßen führen. 

3. Da die Abfahrten bei den Bundesautobahnen 
im Durchschnitt nur geringfügig auseinander

-

liegen, würde die lückenlose Erfassung der Auto-
bahnbenutzer einen erheblichen Verwaltungs-
aufwand verursachen. 

37. Die Abschnitte IV a und IV b sind in Zif-
fer 14 und 15 behandelt. 

ABSCHNITT VI 

38. Zu Art. 3 und Art. 4 
Um für die Zwecke des Verkehrsfinanzgesetzes im 
kommenden Rechnungsjahr die möglichen Einnah-
men zu erzielen, wurden die Fristen für die In-
kraftsetzung des Abschnitts II vom dritten auf den 
zweiten, für die Inkraftsetzung des Abschnitts III 
auf den auf die Verkündung folgenden Kalender-
monat verkürzt. Kürzere Fristen zu setzen, schei-
terte an den mit der Durchführung des Gesetzes 
verbundenen Verwaltungsaufgaben. 

VI. Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse 

39. Die Vorschläge der Ausschüsse für Verkehrs-
wesen, für Wirtschafts- und Kommunalpolitik wur-
den bei den Ausschußberatungen berücksichtigt. 
Die Mitglieder dieser Ausschüsse hatten Gelegen-
heit, an den Ausschußberatungen teilzunehmen. Sie 
vertraten dort ihre Ausschußbeschlüsse. Einem Teil 
der Anregungen konnte der Ausschuß entsprechen. 
Eine Reihe von Vorschlägen verfiel der Ablehnung. 

40. Die Stellungnahme des Haushaltsausschusses 
ging erst nach Abschluß der Beratungen im Finanz-
und Steuerausschuß ein. Der Haushaltsausschuß 
kam nach Überprüfung der Beratungsergebnisse 
des Finanz- und Steuerausschusses in seiner Sit-
zung vom 11. März 1955 zu der Erkenntnis, daß die 
Erträgnisse des Verkehrsfinanzgesetzes gemäß den 
Vorschlägen des Ausschusses für Finanz- und 
Steuerfragen in bezug auf die dringendsten und 
unabweisbaren Bedürfnisse der Straßenbaulast-
träger und der Bundesbahn nicht genügen. 

Bonn, den 12. März 1955 

Krammig 
Berichterstatter 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf — Drucksache 573 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er-
sichtlichen Fassung zuzustimmen; 

2. den von den Abgeordneten Müller-Hermann, 
Donhauser und Genossen eingebrachten Gesetz-
entwurf — Drucksache 614 — für erledigt zu 
erklären; 

3. den von der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Be-
förderungsteuergesetzes — Drucksache 424 — 
für erledigt zu erklären; 

4. die zu den obigen Gesetzentwürfen eingegange-
nen Petitionen für erledigt zu erklären; 

5. folgende Entschließungen zu fassen: 
a) Die Bundesregierung wird ersucht, einen 

Vorschlag zur Änderung des Beförderung-
steuergesetzes dahingehend vorzulegen, daß 
ab 1. Januar 1956 Steuerschuldner der 
Unternehmer ist. 

b) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der 
künftigen Haushaltsplanung sicherzustellen, 
daß das aus dem Verkehrsfinanzgesetz er-
zielte Mehraufkommen an Steuern, soweit es 
dem Bund zufließt und eine Verwendung als 
Kreditgrundlage im Gesetz nicht bestimmt 
ist, zur Durchführung eines 10-Jahres-
Planes zum Ausbau der Bundesstraßen ein-
gesetzt wird. Mindestens 25 v. H. dieser zur 
Verfügung gestellten Mittel sind für Orts-
durchfahrten und Ortsumgehungen zu ver-
wenden. 
Der Bundestag erwartet, daß die Regierun-
gen der Länder das ihnen aus dem Verkehrs-
finanzgesetz zufließende Mehraufkommen 
an Kraftfahrzeugsteuer zusätzlich für den 
Straßenbau verwenden und dabei auch den 
Straßenbau der Gemeinden und Gemeinde-
verbände berücksichtigen. 

Bonn, den 10. März 1955 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen 
Vorsitzender 

Krammig 
Berichterstatter 



Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Verkehrsfinanzgesetzes 1954 

- Drucksache 573 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Verkehrsfinanzgesetzes 1954 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz vom 23. März 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 407) in der am Tage 
vor Verkündung dieses Gesetzes 'geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird § 2 und durch die folgende Ziffer 3 
ergänzt: 

„3. Kraftfahrzeugen, die an Oberleitungen 
gebunden sind, durch Elektromotore an-
getrieben werden, nach ihrer Bauart so-
wie nach ihrer Einrichtung zur Beförde-
rung von Personen geeignet und be-
stimmt sind und mehr als sieben Sitz-
plätze (einschließlich Führersitz) haben." 

2. Hinter § 2 wird der folgende neue § 3 
eingefügt: 

„§ 3 
Personenkraftfahrzeuge Körperbehinderter 

(1) Körperbehinderten, die infolge ihrer 
Körperbehinderung zur Fortbewegung auf 
die Benutzung eines Personenkraftfahr-
zeugs nicht nur vorübergehend angewiesen 
sind, kann die Steuer für ein Personen-
kraftfahrzeug von nicht mehr als 2400 
Kubikzentimetern Hubraum auf Antrag 
erlassen werden, und zwar 

Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Verkehrsfinanzgesetzes 1954 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz vom 23. März 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 407) in der am Tage 
vor Verkündung dieses Gesetzes geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird § 2 und durch die folgenden Zif-
fern 3 bis 5 ergänzt: 
„3. Kraftomnibussen, die elektrisch ange-

trieben werden und den Fahrstrom 
einer Fahrleitung entnehmen (Obusse); 

4. Kraftfahrzeug-Anhängern, solange sie 
für den Bund, ein Land oder eine Ge-
meinde zugelassen sind und ausschließ-
lich zur Straßenreinigung, zur Müll-
oder zur Fäkalienabfuhr verwendet 
werden. Voraussetzung ist, daß die 
Kraftfahrzeug-Anhänger nach ihrer 
Bauart und ihren besonderen, mit 
ihnen fest verbundenen Einrichtungen 
nur für die bezeichneten Verwendungs-
zwecke geeignet und bestimmt sind; 

5. Kraftfahrzeug-Anhängern, solange sie 
ausschließlich hinter steuerbefreiten 
Kraftfahrzeugen für deren Zwecke 
mitgeführt werden." 

2. Hinter § 2 wird der folgende neue § 3 
eingefügt: 

„§ 3 
Personenkraftfahrzeuge Körperbehinderter 

(1) Körperbehinderten, die sich infolge 
ihrer Körperbehinderung ein Personen-
kraftfahrzeug halten, kann die Steuer für 
ein Personenkraftfahrzeug von nicht mehr 
als 2400 Kubikzentimeter Hubraum auf 
Antrag erlassen werden, und zwar 



Entwurf 

1. Schwerbeschädigten im Sinne des Bundes-
versorgungsgesetzes und Personen, die 
den Körperschaden infolge national-
sozialistischer Verfolgungs- oder Unter-
drückungsmaßnahmen aus politischen, 
rassischen oder religiösen Gründen er-
litten haben: 
in vollem Umfang ohne Rücksicht auf 
ihre wirtschaftlichen Verhältnisse. 

Voraussetzung ist, daß die Erwerbsfähig-
keit um mindestens 50 v. H. gemindert 
ist; 

2. Körperbehinderten, die nicht unter 
Ziffer 1 fallen: 
ganz oder teilweise; dabei sind Art und 
Schwere der Körperbehinderung sowie 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Körperbehinderten zu berücksichtigen. 

(2) Die Steuervergünstigung darf nicht 
gewährt werden, wenn das Personenkraft-
fahrzeug benutzt werden soll: 
1. zur Beförderung anderer Personen; dies 
gilt nicht, wenn diese Personen unent-
geltlich und nur gelegentlich mitbeför-
dert werden oder wenn zur Hilfeleistung 
des Körperbehinderten die Mitnahme 
eines Kraftfahrzeugführers oder einer 
Begleitperson erforderlich ist; 

2. zur Beförderung von Gütern; dies gilt 
nicht für das Handgepäck des Körperbe-
hinderten und der in der Ziffer 1 be-
zeichneten Personen. 

(3) Wird ein Fahrzeug, für das eine 
Steuervergünstigung gewährt worden ist, 
mißbräuchlich benutzt (Absatz 2), so ist die 
Steuervergünstigung für die Gültigkeits-
dauer der Steuerkarte oder der Bescheini-
gung über die Steuerbefreiung zu wider-
rufen." 

3. § 10 erhält die folgende Fassung: 

„§ 10 
Besteuerungsgrundlage 

Die Steuer wird berechnet: 
1. bei Zwei- und Dreiradkraftfahrzeugen, 
ausgenommen Zugmaschinen, und bei 
den Kraftfahrzeugen mit vier oder mehr 
Rädern, die ausschließlich zur Personen- 

Beschlüsse des 19. Ausschusses 

1. unverändert 

2. Körperbehinderten, die nicht unter 
Ziffer 1 fallen, wenn sie infolge ihrer 
Körperbehinderung zur Fortbewegung 
auf die Benutzung eines Personenkraft-
fahrzeugs nicht nur vorübergehend an-
gewiesen sind: ganz oder teilweise; da-
bei sind Art und Schwere der Körper-
behinderung sowie die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Körperbehinderten zu 
berücksichtigen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

3. § 10 erhält die folgende Fassung: 

„§ 10 

Besteuerungsgrundlage 

(1) Die Steuer wird berechnet: 
1. bei Zwei- und Dreiradkraftfahrzeugen, 
ausgenommen Zugmaschinen, und bei 
Personenkraftwagen: 



Entwurf 

beförderung geeignet und bestimmt sind 
und nicht mehr als sieben Sitzplätze (ein-
schließlich Führersitz) haben: 
nach dem Hubraum, 

2. bei allen anderen Fahrzeugen, insbeson-
dere bei Zugmaschinen (einschließlich der 
Sattelzugmaschinen), Kraftomnibussen, 
Lastkraftwagen, Kombinationskraftwa-
gen sowie bei Anhängern und Sattel-
anhängern: 
nach dem verkehrsrechtlich höchstzu-
lässigen Gesamtgewicht; jedoch ist bei 
Sattelzügen der Auflagedruck dem Ge-
samtgewicht der Anhänger zuzu-
rechnen." 

Beschlüsse des 19. Ausschusses 

nach dem Hubraum, 

2. bei allen anderen Fahrzeugen, insbeson-
dere bei Zugmaschinen (einschließlich 
der Sattelzugmaschinen), Kraftomnibus-
sen, Lastkraftwagen sowie bei Anhän-
gern (einschließlich der Sattelanhänger): 

nach dem verkehrsrechtlich höchst-
zulässigen Gesamtgewicht. 

(2) Als Personenkraftwagen sind Kraft-
fahrzeuge anzusehen, die vier oder mehr 
Räder haben und nach ihrer Bauart und 
Einrichtung zur Personenbeförderung, 
jedoch nicht zur Beförderung von mehr 
als sieben Personen (einschließlich Führer) 
geeignet und bestimmt sind; dies gilt auch, 
wenn mit dem Personenkraftwagen oder 
in einem von ihm mitgeführten Anhänger 
Güter befördert werden. Ein Kraftfahr-
zeug ist nicht als Personenkraftwagen an-
zusehen, wenn es nach seinem Aufbau 
nicht nur zur Beförderung von Personen, 
sondern auch dazu eingerichtet und be-
stimmt ist, wahlweise oder gleichzeitig 
Güter zu befördern, und wenn die für die 
Güterbeförderung verwendbare Nutz-
fläche größer als zweieinhalb Quadrat-
meter ist; zur Nutzfläche gehört auch die 
Fläche, die durch das Herausnehmen von 
Sitzplätzen geschaffen wird, nicht aber die 
Fläche, die außerhalb des Wagenaufbaues 
zur Reisegepäckbeförderung eingerichtet 
und bestimmt ist. 

(3) Sattelzugmaschinen und Sattelanhän-
ger sind getrennt zu besteuern. Ist bei 
Sattelzugmaschinen in dem verkehrsrecht-
lich höchstzulässigen Gesamtgewicht der 
Satteldruck enthalten, so ist die Steuer 
von dem um den Satteldruck verminder-
ten Gesamtgewicht zu berechnen. Ist bei 
Sattelanhängern in dem verkehrsrechtlich 
höchstzulässigen Gesamtgewicht die Sattel-
last nicht enthalten, so ist die Steuer von 
dem um die Sattellast erhöhten Gesamt-
gewicht zu berechnen." 



Entwurf 

4. § 11 erhält die folgende Fassung: 

„S 11 
Steuersatz 

(1) Die Jahressteuer beträgt für 

je 25 Kubik

-

zentimeter 
Hubraum 
oder einen 
Teil davon 

je 100 Kubik

-

zentimeter 
Hubraum 
oder einen 
Teil davon 

je 200 Kilo-
gramm Ge

-

samtgewicht 
oder einen 
Teil davon 

1. Zweiradkraftfahrzeuge (ausgenommen 
Zugmaschinen) 

DM 

3,60 

DM 

— 

DM — 

2. Kraftfahrzeuge mit drei oder mehr 
Rädern, wenn die Fahrzeuge ausschließ-
lich zur Beförderung von Personen ge-
eignet und bestimmt sind und nicht 
mehr als sieben Sitzplätze (einschließlich 
Führersitz) haben —, 14,40 — 

3. Dreiradkraftfahrzeuge, die nicht aus

-

schließlich zur Beförderung von Personen 
geeignet und bestimmt sind (ausgenom-
men Zugmaschinen) — 16,— — 

4. alle anderen Fahrzeuge 
a) bis zum 31. Dezember 1954 — — 22,50 
b) ab 1. Januar 1955 

von dem Gesamtgewicht 
bis zu 15 000 Kilogramm — — 22,50 
von dem Gesamtgewicht  
über 15 000 Kilogramm — — 51,— 
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4. § 11 erhält die folgende Fassung:  

„§ 11  
Steuersatz  

(1) Die Jahressteuer beträgt für:  

1. Zweiradkraftfahrzeuge (ausgenommen  
Zugmaschinen) 

je 25 Kubik

-

zentimeter 
Hubraum 
oder einen 
Teil davon 

DM 

3,60 

je 100 Kubik

-

zentimeter 
Hubraum 
oder einen 
Teil davon 

DM 

— 

je 200 Kilo-
gramm Ge

-

samtgewicht 
oder einen 
Teil davon 

DM  

— 

2. Dreiradkraftfahrzeuge, die ausschließlich  
zur Beförderung von Personen geeignet  
und bestimmt sind, sowie Personenkraft-
wagen (§ 10 Abs. 2) — 14,40 —  

3. Dreiradkraftfahrzeuge, die nicht ausschließ

-

lich zur Beförderung von Personen geeig

-

net und bestimmt sind (ausgenommen  
Zugmaschinen) — 16,— — 

3 a. Doppeldeckomnibusse, die ausschließlich im  
Ortslinienverkehr verwendet werden — — 22,50  

4. alle anderen Fahrzeuge von dem Gesamt-
gewicht  

...bis zu 2 000 kg 
über 2 000 kg bis zu 3 000 kg 
über 3 000 kg bis zu 4 000 kg 
über 4 000 kg bis zu 5 000 kg 
über 5 000 kg bis zu 6 000 kg 
über 6 000 kg bis zu 7 000 kg 
über 7 000 kg bis zu 8 000 kg 
über 8 000 kg bis zu 9 000 kg 
über 9 000 kg bis zu 10 000 kg 
über 10 000 kg bis zu 11 000 kg 
über 11 000 kg bis zu 12 000 kg 
über 12 000 kg bis zu 13 000 kg 
über 13 000 kg bis zu 14 000 kg 
über 14 000 kg bis zu 15 000 kg 
über 15 000 kg bis zu 16 000 kg 
über 16 000 kg bis zu 17 000 kg 
über 17 000 kg bis zu 18 000 kg 
über 18 000 kg bis zu 19 000 kg 
über 19 000 kg bis zu 20 000 kg 
über 20 000 kg bis zu 21 000 kg 
über 21 000 kg bis zu 22 000 kg 
über 22 000 kg bis zu 23 000 kg 
über 23 000 kg bis zu 24 000 kg 
über 24 000 kg 

— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 

— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 
— 

20,—
21,—
22,—
23,—
24,—
25,—
26,—
27,—
28,—
29,—
30,—
31,—
32,—
33,—
34,—
35,—
36,—
37,—
38,—
39,—
40,—
41,—
42,—
43,—  
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(2) Für Lastkraftwagen, die nach ihrer 
Bauart und ihren besonderen, mit ihnen 
fest verbundenen Einrichtungen zur Beför-
derung von Abraum und Baumaterial in-
nerhalb von Baustellen geeignet und be-
stimmt sind, ermäßigt sich die Steuer auf 
die Hälfte; dies gilt nicht, wenn das Kraft-
fahrzeug widerrechtlich benutzt wird. Die 
Steuerermäßigung entfällt für die Gültig-
keitsdauer der Steuerkarte, wenn das Fahr-
zeug auf einer öffentlichen Straße zur Be-
förderung der bezeichneten Güter außer-
halb eines Umkreises von einem Kilometer, 
von der Baustelle gerechnet, oder zur Be-
förderung von anderen als den bezeichneten 
Gütern benutzt wird." 

5. Im § 13 Abs. 2 erhält der Satz 1 die fol-
gende Fassung: 
„Die Steuer darf bei Kraftfahrzeugen, 

die nach dem Hubraum besteuert werden 
(§ 10 Ziff. 1), auch für die Dauer eines Halb-
jahres oder eines Vierteljahres, bei den an- 
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(la) Die Steuer ermäßigt sich: 

1. für Sattelschlepper-Anhänger 

um 15 vom Hundert des Betrages, der 
sich nach Absatz 1 Ziff. 5 ergibt; 

2. für Lastkraftwagen, die nach ihrer Bauart 
und ihren besonderen mit ihnen fest ver-
bundenen Einrichtungen zur Beförderung 
von Abraum und Baumaterial innerhalb 
von Baustellen geeignet und bestimmt sind, 
um 50 vom Hundert des Betrages, der 
sich nach Absatz 1 Ziff. 5 ergibt. 

Dies gilt nicht, wenn das Kraftfahrzeug 
widerrechtlich benutzt wird. Die Steuer-
ermäßigung entfällt für die Gültigkeits-
dauer der Steuerkarte, wenn das Fahrzeug 
auf einer öffentlichen Straße zur Beförde-
rung der bezeichneten Güter außerhalb 
eines Umkreises von einem Kilometer, von 
der Baustelle gerechnet, oder zur Beförde-
rung von anderen als den bezeichneten 
Gütern benutzt wird. 

(1b) Ortslinienverkehr ist der zugelassene 
Linienverkehr, bei dem Ausgangs- und End-
punkt der Linie innerhalb derselben Ge-
meinde liegen und Haltestellen zum Ausstei-
gen und Einsteigen nur innerhalb dieser Ge-
meinde bestehen." 

(2) entfällt 

5. Im § 13 Abs. 2 erhält der Satz 1 die fol-
gende Fassung: 
„Die Steuer darf bei Kraftfahrzeugen, 

die nach dem Hubraum besteuert werden 
(§ 10 Abs. 1 Ziff. 1), auch für die Dauer 
eines Halbjahres oder eines Vierteljahres, 
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deren Fahrzeugen auch für die Dauer eines 
Halbjahres, eines Vierteljahres oder eines 
Monats entrichtet werden." 

6. In § 14 wird im Absatz 2 zwischen den 
Sätzen 2 und 3 der folgende Satz eingefügt: 

„Die Erteilung einer Steuerkarte mit einer 
von der Gültigkeitsdauer der alten Steuer-
karte abweichenden Gültigkeitsdauer ist 
nur zulässig, wenn die Änderung spätestens 
einen Monat vor Beginn der Gültigkeits-
dauer der neuen Steuerkarte beantragt 
wird." 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, den Wortlaut des Kraftfahrzeug-
steuergesetzes und der Durchführungsbestim-
mungen zum Kraftfahrzeugsteuergesetz in der 
jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Para-
graphenfolge bekanntzumachen. Dabei dürfen 
Unstimmigkeiten des Wortlauts beseitigt, die 
in den Durchführungsbestimmungen vorge-
sehenen Vordruckmuster ergänzt und berich-
tigt sowie das Wort „Eigengewicht" durch das 
Wort „Gesamtgewicht" ersetzt werden. 

Artikel 3 

(1) Ist bei Steuerkarten, deren Gültigkeits-
dauer vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beginnt und innerhalb zweier Monate nach 
dem Inkrafttreten endet, die nach diesem Ge-
setz geschuldete Steuer höher als die Steuer, 
die nach den bisherigen Vorschriften zu ent-
richten war, so wird der Mehrbetrag nicht 
erhoben. Endet aber die Gültigkeitsdauer 
später als zwei Monate nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, so ist der Mehrbetrag inner-
halb eines Monats, vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gerechnet, unaufgefordert zu ent-
richten. Bei der Berechnung des Mehrbetrags 
bleiben Aufgelder unberücksichtigt; außerdem 
werden nur volle, zwei Monate nach dem In-
krafttreten dieses Gesetzes liegende Monate 
angesetzt. 

(2) Zum Nachweis dafür, daß der Mehr-
betrag entrichtet ist, erteilt das Finanzamt 
dem Steuerschuldner zur Steuerkarte eine Er-
gänzungskarte mit der Gültigkeitsdauer der 
Steuerkarte. Auf die Ergänzungskarte finden 
die Vorschriften über die Steuerkarte sinn-
gemäß Anwendung. Nach Ablauf zweier 
Monate, vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
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bei den anderen Fahrzeugen auch für die 
Dauer eines Halbjahres, eines Vierteljahres 
oder eines Monats entrichtet werden." 

6. unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

(1) Ist bei Steuerkarten, deren Gültigkeits-
dauer vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beginnt und innerhalb zweier Monate nach 
dem Inkrafttreten endet, die nach diesem Ge-
setz geschuldete Steuer höher als die Steuer, 
die nach den bisherigen Vorschriften zu ent-
richten war, so wird der Mehrbetrag nicht 
erhoben. Endet aber die Gültigkeitsdauer 
später als zwei Monate nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes, so ist der Mehrbetrag 
innerhalb eines Monats, vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gerechnet, zu entrichten. Bei 
der Berechnung .des Mehrbetrags bleiben Auf-
gelder unberücksichtigt; außerdem werden 
nur volle, zwei Monate nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes liegende Monate an-
gesetzt. 

(2) unverändert 
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gerechnet, ist die Steuerkarte nur in Verbin-
dung mit der Ergänzungskarte gültig. 

(3) Ist bei Steuerkarten, deren Gültigkeits-
dauer später als zwei Monate nach dem In-
krafttreten dieses Gesetzes endet, die vor In-
krafttreten dieses Gesetzes entrichtete Steuer 
höher als die nach diesem Gesetz geschuldete 
Steuer, so wird 'der Unterschiedsbetrag nur er-
stattet, soweit er auf die Zeit nach Ablauf von 
zwei Monaten, vom Inkrafttreten dieses Ge-
setzes gerechnet, entfällt. Bei der Berechnung 
des Unterschiedsbetrages bleiben Aufgelder 
unberücksichtigt; außerdem werden nur volle 
Monate angesetzt. 

ABSCHNITT II 

Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

Artikel 1 

Das Beförderungsteuergesetz vom 29. Juni 
1926 (Reichsgesetzbl. I S. 357) in der am Tage 
vor Verkündung dieses Gesetzes geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

„§ 1 

(1) Der Beförderungsteuer unterliegt 
die Beförderung 

1. von Personen und Gütern 

a) im Schienenbahnverkehr, 

b) im Kraftfahrzeugverkehr; 

2. von Personen mit Seilschwebebahnen. 

Voraussetzung ist, daß die Beförderung von 
einem Unternehmer im Rahmen seines 
Unternehmens für Dritte oder für Zwecke 
des Unternehmens durchgeführt wird. 

(2) Die unentgeltliche Beförderung von 
Personen unterliegt nicht der Steuer. Jedoch 
sind bei der Beförderung mit Kraftomni-
bussen als Entgelt auch wirtschaftliche Vor-
teile anzusehen, die mittelbar für die Wirt-
schaftlichkeit einer anderen auf diese Weise 
geförderten Erwerbstätigkeit erstrebt wer- 
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(3) unverändert 

ABSCHNITT II 

Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

Artikel 1 

Das Beförderungsteuergesetz vom 29. Juni 
1926 (Reichsgesetzbl. I S. 357) in der am Tage 
vor Verkündung dieses Gesetzes geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

„§ 1 

(1) Der Beförderungsteuer unterliegt 
die Beförderung 

1. von Personen und Gütern 

a) im Schienenbahnverkehr, 

b) im Kraftfahrzeugverkehr. 
Dies gilt nicht für die Beförderung 
von Gütern in der Nahzone im Sinn 
des Güterkraftverkehrsgesetzes; 

2. von Personen mit Seilschwebebahnen 
und Sesselliften. 
Voraussetzung ist, daß die Beförderung 
von einem Unternehmer im Rahmen 
seines Unternehmens für Dritte oder für 
Zwecke des eigenen Unternehmens 
durchgeführt wird. 

(2) Die unentgeltliche Beförderung von 
Personen ist nur steuerpflichtig, wenn sie 
im Interesse des Unternehmens liegt und 
mit Kraftomnibussen ausgeführt wird; die 
Beförderung der eigenen Arbeitnehmer 
von und zur Arbeitsstätte unterliegt in die

-

sen Fällen nicht der Steuer. 
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den; dies gilt nicht, soweit Arbeiter sowie 
Angestellte und Beamte, deren monatliche 
Roheinnahmen aus nichtselbständiger Ar-
beit 600 Deutsche Mark nicht übersteigen, 
von und zur Arbeitsstätte befördert werden. 

(3) Der Begriff des Unternehmers und 
des Unternehmens richtet sich nach dem 
Umsatzsteuerrecht. Als Unternehmer gel-
ten auch die Deutsche Bundesbahn und ,die 
Deutsche Bundespost." 

2. Im §  3 Abs. 1 erhalten die Nummern 3 
bis 8 die folgende Fassung: 

„3. der Expreßgutverkehr der Deutschen 
Bundesbahn sowie der Brief- und Paket-
verkehr der Deutschen Bundespost; 

4. Beförderungen von Steinkohlen, Braun-
kohlen, Koks und Preßkohlen aller Art 
im Eisenbahnverkehr; 

5. Beförderungen im Werkverkehr mit 
Kraftfahrzeugen, soweit Güter inner-
halb einer Betriebsstätte des Unterneh-
mens befördert werden; 

6. Güterbeförderungen im Werkverkehr 
mit Kraftfahrzeugen, wenn die Nutz-
last des Kraftfahrzeugs oder des Kraft

-

fahrzuges nicht mehr als 750 Kilo-
gramm beträgt; 

7. Güterbeförderungen im Werknahver-
kehr mit Zugmaschinen und den von 
diesen mitgeführten Anhängern, wenn 
diese Fahrzeuge ausschließlich in land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben ver-
wendet werden und ihr Halten von der 
Kraftfahrzeugsteuer ausgenommen ist." 
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(3) Die Begriffe Unternehmer und Un-
ternehmen richten sich nach dem Umsatz-
steuerrecht. Als Unternehmer gelten auch 
die Deutsche Bundesbahn und die Deut-
sche Bundespost (einschließlich der Landes-
postdirektion Berlin)." 

2. Im § 3 

a) werden im Absatz 1 ,die Nummern 3 
bis 8 durch die folgenden Nummern 3 
bis 8 ersetzt: 
„3. der Eisenbahn-Expreßgutverkehr so-

wie der Brief- und Paketverkehr 
der Deutschen Bundespost (ein-
schließlich der Landespostdirektion 
Berlin); 

4. Beförderungen  von  Steinkohlen, 
Braunkohlen, Koks und Preßkohlen 
aller Art im Eisenbahnverkehr; 

5. entfällt 

6. entfällt 

7. entfällt 

8. im Orts- und Nachbarortslinien-
verkehr 

a) die Personenbeförderung mit der 
Deutschen Bundesbahn und mit 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen, 

b) die Personenbeförderung mit 
Straßenbahnen, den ihnen nach 
ihrer Bau- und Betriebsweise 
ähnlichen Bahnen, mit Ober-
leitungsomnibussen und mit 
Kraftomnibussen."; 
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3. Im § 5 Abs. 1 wird der folgende Satz hin-
zugefügt: 
„Bei unentgeltlichen Beförderungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 2 gilt als Beför-
derungspreis der Betrag, der unter gleichen 
oder ähnlichen Verhältnissen bei der ent-
geltlichen Beförderung von Personen mit 
Kraftfahrzeugen entrichtet wird." 

4. § 7 Abs. 1 Satz 1 erhält die folgende Fas-
sung: 
„Werden Güter im nichtöffentlichen Ver-
kehr für eigene Rechnung oder für Rech-
nung eines Dritten befördert, so ist vor-
behaltlich der Vorschrift des § 12 Abs. 1 
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b) wird der bisherige Absatz 2 durch den 
folgenden neuen Absatz 2 ersetzt: 
„(2) Ortslinienverkehr im Sinn des 

Absatzes 1 Nr. 5 ist der zugelassene 
Linienverkehr, bei dem Ausgangs- und 
Endpunkt der Linie innerhalb dersel-
ben Gemeinde liegen und Haltestellen 
zum Aus- und Einsteigen nur inner-
halb dieser Gemeinde bestehen. Nach-
barortslinienverkehr ist der zugelassene 
Linienverkehr, bei dem Ausgangs- und 
Endpunkt der Linie in benachbarten 
Gemeinden liegen, wenn Haltestellen 
zum Aus- und Einsteigen nur inner-
halb dieser Gemeinden bestehen und 
die Gemeinden wirtschaftlich und ver-
kehrsmäßig eng verbunden sind, so daß 
der Verkehr entsprechend dem öffent-
lichen Verkehrsbedürfnis nach Häufig-
keit, Regelmäßigkeit und Tarifgestal-
tung einem Ortslinienverkehr in einer 
der in Betracht kommenden Gemein-
den gleichzusetzen ist; die Verbindung 
mehrerer Nachbarortslinien fällt nicht 
unter den Begriff Nachbarortslinien-
verkehr. Für die Deutsche Bundesbahn 
und die nichtbundeseigenen Eisenbah-
nen bestimmt der Bundesminister der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnung, welche Strecken als 
Ortslinien oder als Nachbarortslinien 
anzusehen sind."; 

c) werden im Absatz 3 zwischen den 
Worten „Güterverkehr" und „sind" 
die Worte „auf Schienenbahnen" ein-
gefügt. 

2a. § 4 wird gestrichen. 

3. Im § 5 Abs. 1 wird der folgende Satz hin-
zugefügt: 
„Bei unentgeltlichen Beförderungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 gilt als Beförderungs-
preis der Betrag, der unter gleichen oder 
ähnlichen Verhältnissen bei der entgelt-
liehen Beförderung von Personen mit 
Kraftomnibussen entrichtet wird." 

4. § 7 Abs. 1 Satz 1 erhält die folgende Fas-
sung: 
„Werden Güter im nichtöffentlichen Ver-
kehr für eigene Rechnung oder für Rech-
nung eines Dritten befördert, so ist vor-
behaltlich der Vorschrift des § 12 Abs. 1 
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Nr. 1 der Berechnung der Steuer derjenige 
Betrag als Beförderungspreis zugrunde zu 
legen, der unter gleichen oder ähnlichen 
Verhältnissen im öffentlichen Güterverkehr 
gezahlt wird." 

5. Im § 8 Abs. 3 wird hinter „(§ 7)" einge-
fügt: 
„und bei Beförderungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 Satz 2." 
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Nr. 2 Buchstabe b und Abs. 2 der Berech-
nung der Steuer derjenige Betrag als Be-
förderungspreis zugrunde zu legen, der 
unter gleichen oder ähnlichen Verhältnis-
sen im öffentlichen Güterverkehr gezahlt 
wird." 

5. § 8 erhält die folgende Fassung: 

„ § 8 
(1) Steuerschuldner ist, soweit nicht im 

Absatz 4 etwas anderes bestimmt ist, wer 
den Beförderungspreis zu zahlen hat. Für 
die Steuer haftet der Unternehmer. 

(2) Der Unternehmer hat die Steuer zu 
Lasten des Steuerschuldners zu entrichten. 
Der Bundesminister der Finanzen kann 
für die Fälle, in denen eine Beförderung 
durch mehrere Unternehmer ausgeführt 
wird, durch Rechtsverordnung bestim-
men, daß und unter welchen Voraus-
setzungen die Steuer nur durch einen der 

Unternehmer zu entrichten ist. 

(3) Der Steuerschuldner ist nicht in An-
spruch zu nehmen, soweit er den Beförde-
rungspreis und, wenn die Steuer besonders 
berechnet ist, auch die Steuer an den Un-
ternehmer gezahlt hat. Dies gilt nicht, 
wenn der Steuerschuldner weiß, daß der 
Unternehmer die Steuer nicht vorschrifts-
mäßig abgeführt hat, und dies dem 
Finanzamt nicht unverzüglich mitteilt. 

(4) Im nichtöffentlichen Güterverkehr 
(§ 7) und bei Beförderungen im Sinn des 
§ 1 Abs. 2 ist Steuerschuldner der Unter-
nehmer." 

5a. § 11 Abs. 5 wird durch den folgenden 
Absatz 5 ersetzt: 

„(5) Die Steuer ermäßigt sich: 
1. auf 6 vom Hundert des Beförderungs-

preises: 
für Personenbeförderungen mit Stra-
ßenbahnen und den diesen nach ihrer 
Bau- und Betriebsweise ähnlichen Bah-
nen, soweit diese Beförderungen nicht 
von der Steuer befreit sind; 

2. auf 4 vom Hundert des Beförderungs-
preises 
für Personenbeförderungen: 
a) im zugelassenen Verkehr mit Kraft-
omnibussen, wenn ausschließlich Ar-
beitnehmer zwischen Wohnung und 
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6. § 12 erhält die folgende Fassung: 

,,§ 12 

(1) Bei ,der Güterbeförderung beträgt 
,die Steuer: 
1. im Kraftfahrzeugverkehr, der 

a) nicht gewerblicher Güternahverkehr, 
gewerblicher Güterfernverkehr oder 
Werkverkehr innerhalb der Nahzone 
im Sinne des Güterkraftverkehrsge-
setzes vom 17. Oktober 1952 (Bun

-

desgesetzbl. 1 S. 697) ist: 

fünf Pfennig je Tonne des Rohge-
wichts der beförderten Güter und 
je Kilometer der Beförderungs-
strecke (Tonnenkilometer), 

b) Werkverkehr innerhalb der Nahzone 
im Sinne des Güterkraftverkehrs-
gesetzes ist: 

ein Pfennig je Tonne des Roh-
gewichts der beförderten Güter 
und je Kilometer der Beförde-
rungsstrecke (Tonnenkilometer); 

2. in den anderen Fällen: 
sieben vom Hundert des Beförderungs-
preises. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b 
eine entsprechend andere Steuerberechnung 
bestimmt werden, soweit im gewerblichen 
Güternahverkehr mit Kraftfahrzeugen der 
Beförderungspreis nicht nach Tonnenkilo-
metern bemessen wird.'' 

Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Arbeitsstätte befördert werden, so-
weit diese Beförderungen nicht von 
der Steuer befreit sind, 

b) im Kraftdroschkenverkehr, 

c) im Mietwagenverkehr mit Perso-
nenkraftwagen sowie 

d) im Verkehr mit Landkraftposten." 

6. § 12 erhält die folgende Fassung: 
„§ 12 

(1) Bei der Güterbeförderung beträgt 
die Steuer: 
1. im Schienenbahnverkehr, 

a) wenn die Beförderungsstrecke nicht 
länger als 49 Kilometer ist: 

4 vom Hundert des Beförde-
rungspreises; 

b) in allen anderen Fällen: 
7 vom Hundert des Beförde-
rungspreises; 

2. im Kraftfahrzeugverkehr, 

a) soweit der Verkehr genehmigter Gü-
terfernverkehr im Sinn des Güter-
kraftverkehrsgesetzes ist: 

7 vom Hundert des Beförde-
rungspreises; 

b) in allen anderen Fällen: 
für die Zeit bis 30. September 1956: 

3 Pfennig je Tonnenkilometer, 
für die Zeit vom 1. Oktober 1956 bis 
31. März 1958: 

4 Pfennig je Tonnenkilometer, 
für die Zeit ab 1. April 1958: 

5 Pfennig je Tonnenkilometer. 

(2) Im Werkfernverkehr im Sinn des 
Güterkraftverkehrsgesetzes ermäßigt sich 
die Steuer: 

1. bei der Beförderung von Milch und 
Milcherzeugnissen, Frischfischen, inländi- 
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7. § 24 erhält die folgende Fassung: 

„§ 24 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
und unter welchen Voraussetzungen die 
Steuer in besonderen Fällen in Pausch-
beträgen festzusetzen ist. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn die Feststellung der 
Steuerbeträge mit Schwierigkeiten und 
Kosten verbunden wäre, die zur Höhe der 
Steuer in keinem angemessenen Verhältnis 
stünden." 
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schem Obst, Obstsäften aus inländischem 
Obst sowie von Mineralbrunnen auf 

1 Pfennig je Tonnenkilometer; 

2. bei Beförderungen 
a) unmittelbar zwischen Berlin (West) 
und dem Bundesgebiet, 

b) unmittelbar zwischen dem Zonen-
randgebiet, den Frachthilfegebieten 
oder, dem Saarrandgebiet und dem 
übrigen Geltungsbereich des Grund-
gesetzes, 

c) innerhalb des Zonenrandgebietes, der 
Frachthilfegebiete oder des Saarrand-
gebietes 

auf 50 vom Hundert der Steuer 
nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b. 

Voraussetzung ist, daß die Beförderungen 
mit Kraftfahrzeugen ausgeführt werden, 
die in den bezeichneten Gebieten ihren 
Standort haben. Der Bundesminister der 
Finanzen bestimmt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnung, von welchen weiteren 
Voraussetzungen die Steuerermäßigung ab-
hängt, insbesondere welche örtlichen Bezie-
hungen zwischen dem Unternehmer und 
den bezeichneten Gebieten bestehen müssen, 
inwieweit eine direkte Beförderung von 
oder zu bestimmten Standorten zwischen 
diesen Gebieten und dem übrigen Bundes-
gebiet erforderlich ist und inwieweit und 
in welcher Form ein besonderer Buchnach-
weis für die Beförderungen zu fordern ist. 
Der Bundesminister der Finanzen be-
stimmt ferner durch Rechtsverordnung, 
welche Gebiete als Zonenrandgebiet, als 
Frachthilfegebiete und als Saarrandgebiet 
anzusehen sind." 

7.unverändert 
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Artikel 2 

(1) Die Vorschrift des § 4 des Ersten Teils 
Kapitel II der Vierten Notverordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt-
schaft und Finanzen und zum Schutze des 
inneren Friedens vom 8. Dezember 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 699) ist nicht mehr anzu-
wenden. 

(2) § 3 des Beförderungsteuergesetzes vom 
29. Juni 1926 (Reichsgesetzbl. I S. 357) in 
der am Tage vor Verkündung dieses Ge-
setzes geltenden Fassung wird durch den fol-
genden Absatz 4 ergänzt: 

„(4) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, im Benehmen mit dem Bundes-
minister für Verkehr nichtbundeseigene Eisen-
bahnen, Straßenbahnen und die ihnen nach 
ihrer Bau- und Betriebsweise ähnlichen Bah-
nen sowie Bahnen besonderer Bauart von der 
Verpflichtung, die Steuer zu Lasten des 
Steuerschuldners zu entrichten (§ 8 Abs. 2), 
ganz oder teilweise auszunehmen. Voraus-
setzung ist, daß die Entrichtung der Steuer 
durch den Betriebsunternehmer nach Lage des 
einzelnen Falles und unter Berücksichtigung 
der Konzessionsabgabe unbillig wäre. Soweit 
der Betriebsunternehmer von der Verpflich-
tung zur Entrichtung der Steuer ausgenom-
men wird, ist auch der Steuerschuldner (§ 8 
Abs. 1 Satz 1) zur Entrichtung der Steuer 
nicht verpflichtet." 

Artikel 3 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1. die nähere Bestimmung der im Beförde

-

rungsteuergesetz verwendeten Begriffe, 
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Artikel 2 

(1) unverändert 

(2) § 3 des Beförderungsteuergesetzes vom 
29. Juni 1926 (Reichsgesetzbl. I S. 357) in 
der am Tage vor Verkündung dieses Ge-
setzes geltenden Fassung wird durch den fol-
genden Absatz 4 ergänzt: 

„(4) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, auf Antrag der zuständigen 
obersten Landesbehörden im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr nichtbun-
deseigene Eisenbahnen, Straßenbahnen und 
die ihnen nach ihrer Bau- und Betriebsweise 
ähnlichen Bahnen sowie Bahnen besonderer 
Bauart von ,der Verpflichtung, die Steuer zu 
Lasten des Steuerschuldners zu entrichten 
(§ 8 Abs. 2), ganz oder teilweise auszuneh-
men. Voraussetzung ist, daß die Entrichtung 
der Steuer durch den Betriebsunternehmer 
nach Lage des einzelnen Falles und unter 
Berücksichtigung der Konzessionsabgabe un-
billig wäre. Soweit der Betriebsunternehmer 
von der Verpflichtung zur Entrichtung der 
Steuer ausgenommen wird, ist auch der 
Steuerschuldner (§ 8 Abs. 1 Satz 1) zur Ent-
richtung der Steuer nicht verpflichtet. Wird 
eine Steuerbefreiung, die den bezeichneten 
Bahnen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ganz 
oder teilweise gewährt war oder die ihnen 
nach Satz 1 gewährt wird, zurückgenommen, 
so beginnt die Verpflichtung zur Wiederent-
richtung der Steuer frühestens mit dem auf 
die Entscheidung folgenden zweiten Kalen-
dervierteljahr; auch über die Wiederentrich-
tung der Steuer ist im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr und der ober-
sten Landesbehörde zu entscheiden." 

Artikel 3 

(1) unverändert 
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2. die Abgrenzung der Steuerpflicht sowie den 
Umfang der Ausnahmen von der Be-
steuerung und der Steuerermäßigungen, so-
weit dies zur Wahrung der Gleichmäßig-
keit der Besteuerung und zur Beseitigung 
von Unbilligkeiten in Härtefällen erforder-
lich ist, 

3. die Festsetzung von Durchschnittsbeförde-
rungsentgelten, insbesondere im grenzüber-
schreitenden Personen- und Güterverkehr, 
im inländischen Werkverkehr und im in-
ländischen Personenverkehr mit Kraftfahr-
zeugen, 

4. die Zuständigkeit, den Umfang der Be-
steuerungsgrundlage sowie den Steuersatz 
bei Einrechnung der Steuer in den Beförde-
rungspreis, 

5. das Besteuerungsverfahren, insbesondere die 
von den Steuerpflichtigen zu erfüllenden 
Pflichten und die Beistandspflicht Dritter. 

(2) Kraftfahrzeuge mit mehr als sieben 
Sitzplätzen (einschließlich Führersitz) dürfen 
jedoch nicht als Personenkraftwagen behan-
delt werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Beförderung-
steuergesetzes und der Durchführungsbestim-
mungen zum Beförderungsteuergesetz in der 
jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Para-
graphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4 

Aufgehoben werden 

1. § 49 der Vorläufigen Durchführungsbe-
stimmungen vom 21. September 1936 zum 
Gesetz zur Änderung des Beförderung-
steuergesetzes vom 2. Juli 1936 (Reichs-
gesetzbl. I S. 738), 
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(2) Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart 
und Einrichtung zur Beförderung von mehr 
als sieben Personen (einschließlich Kraftfahr-
zeugführer) geeignet und bestimmt sind, dür-
fen jedoch nicht als Personenkraftwagen be-
handelt werden. 

(3) unverändert 

Artikel 4 

Aufgehoben werden 

1. unverändert 

la. § 3 der Zweiten Vorläufigen Durchfüh-
rungsbestimmungen vom 18. Dezember 
1936 zum Gesetz zur Änderung des Be-
förderungsteuergesetzes vom 2. Juli 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 1131), 

1b. § 3 des Gesetzes zur Wiedererhebung der 
Beförderungsteuer im Möbelfernverkehr 
und im Werkfernverkehr und zur Ände- 
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2. die durch § 4 des Gesetzes zur Wieder-
erhebung der Beförderungsteuer im Möbel-
fernverkehr und im Werkfernverkehr und 
zur Änderung von Beförderungsteuer-
sätzen vom 2. März 1951 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 159) erteilte Ermächtigung, ein Durch-
schnittsbeförderungsentgelt für die Berech-
nung der Steuer im Werkfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen festzusetzen, 

3. die Vorschrift des § 1 der Zweiten Verord-
nung vom 29. Januar 1952 zur Änderung 
von Vorschriften über die Durchfüh-
rung des Beförderungsteuergesetzes (Bun-
desgesetzbl. I S. 91), soweit sie die Fest

-

setzung eines Durchschnittsbeförderungs

-

entgelts für Güterbeförderungen im Werk-
fernverkehr mit Kraftfahrzeugen betrifft. 

ABSCHNITT III 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
vom 21. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 234) 
wird wie folgt geändert: 

In § 2 Abs. 1 werden ersetzt 

1. unter Nr. 1 Buchst. a die Zahl „27, —" 
durch 	  „28,40", 

2. unter Nr. 1 Buchst. b Doppelbuchst. aa, 
bb und ee jeweils die Zahl „14,85" durch 
. . . „16,25", 

3. unter Nr. 1 Buchst. b Doppelbuchst. cc und 
dd jeweils die Zahl „19,—" durch „20,40", 

4. unter Nr. 1 Buchst. d die Zahl „6,30" 
durch 	  „14,50", 

5. unter Nr. 1 Buchst. d Doppelbuchst. aa und 
bb jeweils die Zahl „0,—" durch . „8,20", 

6. unter Nr. 2 die Zahl „22,50" durch „23,60", 
7. unter Nr. 6 Buchst. a die Zahl „10,—" 
durch 	  „11,40", 
8. unter Nr. 6 Buchst. b die Zahl „14,25" 
durch 	  „15,65". 
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rung von Beförderungsteuersätzen vom 
2. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 159) 
und §§ 4 und 5 des Gesetzes zur Ände-
rung des Umsatzsteuergesetzes und des 
Beförderungsteuergesetzes vom 28. Juni 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 402), 

2. die durch § 4 des Gesetzes zur Wieder-
erhebung der Beförderungsteuer im 
Möbelfernverkehr und im Werkfernver-
kehr und zur Änderung von Beförde-
rungsteuersätzen vom 2. März 1951 er-
teilte Ermächtigung, ein Durchschnitts-
beförderungsentgelt für ,die Berechnung 
der Steuer im Werkfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen festzusetzen, 

3. unverändert 

ABSCHNITT III 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
vom 21. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 234) 
wird wie folgt geändert: 

In § 2 Abs. 1 werden ersetzt 

1. unter Nr. 1 Buchst. a die Zahl „27,—" 
,durch 	  „29,75", 

2. unter Nr. 1 Buchst. b Doppelbuchst. aa, 
bb und ee jeweils die Zahl „14,85" durch 
. . . „17,60", 

3. unter Nr. 1 Buchst. b Doppelbuchst. cc und 
dd jeweils die Zahl „19,—" durch „21,75", 

4. unter Nr. 1 Buchst. d die Zahl „6,30" 
durch 	  „18,05", 

5. unter Nr. 1 Buchst. d Doppelbuchst. aa und 
bb jeweils ,die Zahl „0,—" durch . „11,75", 

6. unter Nr. 2 die Zahl „22,50" durch „24,75", 
7. unter Nr. 6 Buchst. a die Zahl „10,—" 
durch 	  „12,75", 
8. unter Nr. 6 Buchst. b die Zahl „14,25" 
durch 	  „17,00". 
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Artikel 2 

Bedingte Steuerschulden für Mineralöle er-
höhen sich mit dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes auf den Betrag, der sich bei Anwen-
dung der Steuersätze des Artikels 1 ergibt. 

Artikel 3 

(1) Mineralöle, für die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine unbedingte Steuerschuld 
besteht oder für die eine Steuer nach § 2 des 
Mineralölsteuergesetzes in der bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
bereits entrichtet worden ist, unterliegen 
einer Nachsteuer. 

(2) Die Nachsteuer beträgt für 100 kg des 
Eigengewichts 

1. für Leichtöle und für benzinhaltige Kraft-
stoffgemische 	  1,40 DM, 

2. für Gasöle 	  8,20 DM, 

3. für leichte Steinkohlenteeröle 	 1,10 DM, 

4. für Flüssiggas 	  1,40 DM . 

(3) Die Steuerschuld entsteht mit dem In-
krafttreten dieses Gesetzes. Steuerschuldner 
ist, wer die Mineralöle beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes besitzt, bei Beständen, die 
sich in diesem Zeitpunkt im Versand be-
finden, der Empfänger. 

(4) Von der Nachsteuer befreit ist Mineralöl 
im Besitz eines Endverbrauchers in einer Menge, 
die dem Durchschnitt des Monatsverbrauchs 
in den letzten drei Kalendermonaten vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entspricht. End-
verbraucher ist, wer das Mineralöl im eigenen 
Betrieb zu anderen Erzeugnissen als Mineral-
öle verarbeitet oder ausschließlich für eigene 
Zwecke unmittelbar verbraucht. 

(5) Der Steuerschuldner hat das Mineralöl 
binnen einer Woche nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes oder nach dem Empfang der 
zuständigen Zollstelle schriftlich anzumelden. 
Die Zollstelle fordert die Steuer durch Steuer-
bescheid an. Die Steuer ist zwei Wochen nach 
der Anforderung, im Falle nicht ordnungs-
mäßiger Anmeldung jedoch sofort fällig. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nä-
here zu den Bestimmungen der Absätze 1 bis 
5, insbesondere über das anzuwendende Ver-
fahren, zu bestimmen. 
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Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

(1) unverändert 

(2) Die Nachsteuer beträgt für 100 kg des 
Eigengewichts 

1. für Leichtöle und für benzinhaltige Kraft-
stoffgemische 	 2,75 DM, 

2. für Gasöle . . 11,75 DM, 

3. für leichte Steinkohlenteeröle 	 2,25 DM, 

4. für Flüssiggas 	 2,75 DM. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 
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Artikel 4 

(1) Folgende Verbraucher von versteuer-
tem Gasöl erhalten eine Betriebsbeihilfe nach 
Maßgabe der nachstehenden Absätze 2 bis 5: 

1. Inhaber von Betrieben der Landwirtschaft, 
des Garten- und des Weinbaus für das 
Gasöl, das zum Betrieb von standfesten 
oder beweglichen Arbeitsmaschinen oder 
von landwirtschaftlichen Schleppern ver-
wendet wird, 

2. Inhaber von Betrieben der Bauwirtschaft, 
des Bergbaus sowie von Torf, Steine und 
Erden fördernden Betrieben für das Gasöl, 
das zum Betrieb von standfesten oder be-
weglichen Arbeitsmaschinen verwendet 
wird, 

3. Inhaber von Verkehrsbetrieben für das 
Gasöl, das zum Betrieb von schienengebun-
denen Fahrzeugen und von Arbeitsmaschi-
nen für den Gleisbau verwendet wird, 

4. Inhaber von Betrieben aller Art für das 
Gasöl, das zum Antrieb von Maschinen zur 
Stromerzeugung verwendet wird. 

(2) Eine Betriebsbeihilfe nach Absatz 1 
Nr. 1 wird nicht gewährt 

1. für Transportarbeiten von landwirtschaft-
lichen Genossenschaften, die im Rahmen 
ihrer Handelstätigkeit liegen, 

2. für Lohntransporte, 

3. für die Milchabfuhr durch landwirtschaft-
liche Genossenschaften, es sei denn, daß 
diese durch Schleppergenossenschaften oder 
-gemeinschaften im Auftrag von Milch-
erzeugern ausgeführt wird. 

(3) Die Betriebsbeihilfe beträgt für je 
100 kg des nachweislich für den begünstigten 
Zweck verwendeten Gasöls, jedoch mit der 
Einschränkung nach Absatz 4, 

1. im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 18,05 DM, 
2. in den anderen Fällen des 
Absatzes 1 	 11,75 DM. 
(4) Die Beträge für die Betriebsbeihilfen 

werden für jedes Rechnungsjahr in den Bun-
deshaushalt eingestellt. Sie werden nach der 
Menge Gasöl bemessen, die dem nachgewie-
senen Verbrauch der begünstigten Ver-
braucher zu dem begünstigten Zwecke im 
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ABSCHNITT IV 

Finanzierung des Baues von Bundesautobahnen 

Artikel 1 

Gesellschaft für Autobahnfinanzierung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch die Bundesminister für Verkehr und 
der Finanzen eine Gesellschaft des Privat-
rechts mit der Finanzierung des Baues von 
Bundesautobahnen zu beauftragen. 

(2) Der Auftrag kann nur widerrufen wer-
den, wenn der Bund gleichzeitig die von der 
Gesellschaft zum Zwecke der Finanzierung 
des Baues von Bundesautobahnen eingegange-
nen Verpflichtungen übernimmt. 

(3) Die von der Gesellschaft finanzierten 
Bundesautobahnen sind Bundesfernstraßen im 
Sinne des Bundesfernstraßengesetzes vom 
6. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903). 

Artikel 2 

Finanzierungsbeitrag 

Der Bund hat der Gesellschaft aus dem 
Aufkommen der Mineralölsteuer einen jähr-
lichen Zuschuß von achtzig Millionen Deutsche 
Mark zu leisten. Die Zahlungsverpflichtung 
des Bundes endet mit der Zahlung des Zu- 
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unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahr 
zuzüglich eines Zuschlages für einen etwa zu 
erwartenden Zuwachs entspricht. 

(5) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere zu den 
vorstehenden Absätzen 1 bis 3 zu bestim-
men. Sie kann dabei die Verwaltung der Be-
triebsbeihilfe Selbstverwaltungsorganen, z. B. 
Berufsgenossenschaften, übertragen. 

(6) Unberührt bleibt die Ermächtigung 
zum Erlaß von Vorschriften zur Verbilligung 
von Dieselkraftstoff zum Betriebe von 
Schiffsmotoren in der Binnen-, Küsten- und 
Hochseefischerei und in der Binnen-, Küsten-
und Hochseeschiffahrt, die der Bundesregie-
rung oder dem Bundesminister der Finanzen 
durch § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Aufhebung 
und Ergänzung von Vorschriften auf dem 
Gebiete der Mineralölwirtschaft vom 31. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 371) erteilt ist. 

ABSCHNITT IV 

Finanzierung des Baues von Bundesautobahnen 

Artikel 1 

Gesellschaft für Autobahnfinanzierung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch die Bundesminister für Verkehr und 
der Finanzen eine Gesellschaft des Privat-
rechts vertraglich mit der Finanzierung des 
Baues von Bundesautobahnen zu beauftra-
gen. 

(2) Der Vertrag kann nur widerrufen wer-
den, wenn der Bund gleichzeitig die von der 
Gesellschaft zum Zwecke der Finanzierung 
des Baues von Bundesautobahnen eingegan-
genen Verpflichtungen übernimmt. 

(3) unverändert 

Artikel 2 

Finanzierungsbeitrag 

Der Bund hat der Gesellschaft aus dem 
ihm zufließenden Aufkommen aus diesem 
Gesetz — vorbehaltlich einer Minderung 
nach Abschnitt IV b dieses Gesetzes — einen 
jährlichen Zuschuß von einhundertzwanzig 
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schusses für das vierzehnte Jahr, soweit der 
Auftrag nicht vorher nach Artikel 1 Abs. 2 
widerrufen wird. 

Artikel 3 

Benutzungsgebühr 

(1) Für die Benutzung von Bundesauto-
bahnen werden Gebühren erhoben, die unter 
Berücksichtigung von Fahrzeugart und zu-
lässigem Gesamtgewicht in angemessenem 
Verhältnis zu dem durchschnittlichen wirt-
schaftlichen Vorteil der Benutzung zu stehen 
haben. Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Wirtschaft und dem Bundes-
minister der Finanzen die Gebühren und das 
Erhebungsverfahren durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, festzusetzen. 

(2) Das Aufkommen aus den Gebühren ist 
für die Dauer des Auftrages an die Gesell-
schaft abzuführen. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, von der Gebührenerhebung ab-
zusehen; in diesem Falle hat der Bund der 
Gesellschaft einen angemessenen anderweitigen 
Zuschuß für die Dauer des Auftrages zu 
leisten. 

(3) Nach Ablauf des zwanzigsten Jahres 
nach Erteilung des Auftrages dürfen Gebüh-
ren nicht mehr erhoben werden. 

Artikel 4 

Bürgschaftsermächtigung 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, für Schuldverpflichtungen, welche 
die Gesellschaft für die Finanzierung des 
Baues von Bundesautobahnen eingeht, Sicher-
heitsleistungen und Gewährleistungen, insbe

-

sondere Bürgschaften bis zum Betrage von 
fünfhundert Millionen Deutsche Mark zu 
übernehmen. 

Artikel 5 

Mittelverwendung und Rechnungslegung 
(1) Die Gesellschaft hat die ihr nach Ar-

tikel 2 und 3 zur Verfügung stehenden Mittel 
nur zur Finanzierung des Baues von Bundes-
autobahnen, zur Verzinsung und Tilgung 
der von ihr zum Zwecke der Finanzierung 
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Millionen Deutsche Mark zu leisten. Die 
Zahlungsverpflichtung des Bundes endet mit 
der Zahlung des Zuschusses für das vierzehnte 
Jahr, soweit der Vertrag nicht vorher nach 
Artikel 1 Abs. 2 widerrufen wird. 

Artikel 3 

entfällt 

Artikel 4 

Bürgschaftsermächtigung 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, für Schuldverpflichtungen, welche 
die Gesellschaft für .die Finanzierung des 
Baues von Bundesautobahnen eingeht, Sicher-
heitsleistungen oder Gewährleistungen bis 
zum Betrage oder Gegenwert von fünfhun-
dert Millionen Deutsche Mark in inländischer 
oder ausländischer Währung zu übernehmen. 

Artikel 5 

Mittelverwendung und Kostenerstattung 
(1) Die Gesellschaft ist durch den Vertrag 

nach Artikel 1 zu verpflichten, 
1. die ihr nach Artikel 2 zur Verfügung ste-
henden Mittel nur zur Finanzierung des 
Baues von Bundesautobahnen, zur Verzin- 
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eingegangenen Schuldverpflichtungen sowie 
zur Deckung ihrer hiermit zusammenhängen-
den Verwaltungskosten zu verwenden. 

(2) Die Gesellschaft stellt die Mittel für den 
Bau der Bundesautobahnen den nach Artikel 90 
des Grundgesetzes für die Baudurchführung 
zuständigen Stellen als Zuschuß zur Ver-
fügung. Diese rechnen die ihnen zugewiesenen 
Mittel mit der Gesellschaft unmittelbar ab. 
Die Rechnung wird vom Bundesrechnungshof 
geprüft. 

Artikel 6 

Steuerliche Behandlung 

(1) Auf Schuldverpflichtungen, welche die 
Gesellschaft für die Finanzierung des Baues 
von Bundesautobahnen eingeht, sind § 8 Ziff. 1 
und § 12 Abs. 2 Ziff. 1 des Gewerbesteuer-
gesetzes nicht anzuwenden. 

(2) Die Leistungen nach Artikel 2 und 3 
Abs. 2 sind von der Besteuerung nach § 2 des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes ausgenommen. 

Beschlüsse des 19. Ausschusses 

sung und zur Tilgung der von ihr zum 
Zwecke der in Artikel 1 genannten Finan-
zierungen eingegangenen Verpflichtungen 
sowie zur Deckung ihrer hiermit zusam-
menhängenden Verwaltungskosten und 

2. die auf der Grundlage der Artikel 1 bis 4 
aufgenommenen Darlehen zur Finanzie-
rung des Baues von Bundesautobahnen zu 
verwenden. 

(2) Die Gesellschaft stellt die Mittel für den 
Bau der Bundesautobahnen den nach Arti-
kel 90 des Grundgesetzes für die Baudurch-
führung zuständigen Stellen als Zuschuß zur 
Verfügung. 

Artikel 5a 

Rechnungslegung 
(1) Die Gesellschaft rechnet die ihr zuge-

wiesenen Mittel mit der überweisenden 
Stelle des Bundes ab. Die für die Baudurch-
führung zuständigen Stellen (Artikel 5 
Abs. 2) rechnen die ihnen zugewiesenen Bau-
mittel mit der Gesellschaft unmittelbar ab. 

(2) Die Rechnung und die Verwendung der 
Baumittel werden durch den Bundesrech-
nungshof geprüft. 

Artikel 6 

Steuerliche Behandlung 

(1) unverändert 

(2) Die Leistungen nach Artikel 2 und 
Darlehen, für die auf Grund des Artikels 4 
Sicherheit geleistet worden ist, sind von der 
Besteuerung nach dem Kapitalverkehrsteuer-
gesetz ausgenommen. 
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ABSCHNITT IV a 

Finanzierung der Erneuerung von Anlagen 
der Deutschen Bundesbahn 

Artikel 1 

Gesellschaft für Bundesbahnfinanzierungen 
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 

durch die Bundesminister für Verkehr und 
der Finanzen eine Gesellschaft des Privat-
rechts vertraglich mit der Finanzierung der 
Verbesserung von Verkehrsanlagen und der 
Beschaffung von rollendem Material der 
Deutschen Bundesbahn zu beauftragen. 

(2) Der Vertrag kann nur widerrufen wer-
den, wenn der Bund gleichzeitig die von der 
Gesellschaft zum Zwecke der Finanzierung 
von Verkehrsanlagen und rollendem Ma-
terial der Deutschen Bundesbahn eingegan-
genen Verpflichtungen übernimmt. 
(3) Die Rechtsstellung und die Aufgaben 

der Deutschen Bundesbahn nach dem Bundes-
bahngesetz vom 13. Dezember 1951 (Bundes-
gesetzbl. I S. 955) werden hierdurch nicht 
berührt. 

Artikel 2 

Finanzierungsbeitrag 

Der Bund hat der Gesellschaft aus dem 
ihm zufließenden Aufkommen aus diesem 
Gesetz in Ausführung des § 4 Abs. 2 des 
Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
— vorbehaltlich einer Minderung nach Ab-
schnitt IV b dieses Gesetzes — einen jähr-
lichen Finanzierungsbeitrag von einhundert-
fünfzig Millionen Deutsche Mark zu leisten. 
Die Zahlungsverpflichtung des Bundes endigt 
mit der Zahlung des Finanzierungsbeitrages 
für das zehnte Jahr, soweit der Vertrag nicht 
vorher nach Artikel 1 Abs. 2 widerrufen 
wird. 

Artikel 3 

Bürgschaftsermächtigung 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, für Schuldverpflichtungen, welche 
die Gesellschaft für die Finanzierung von 
Verkehrsanlagen und rollendem Material der 
Deutschen Bundesbahn eingeht, Sicherheits- 
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Leistungen oder Gewährleistungen bis zum 
Betrage oder Gegenwert von siebenhundert-
fünfzig Millionen Deutsche Mark in inländi-
scher oder ausländischer Währung zu über-
nehmen. 

Artikel 4 

Mittelverwendung und Kostenerstattung 
(1) Die Gesellschaft ist durch den Vertrag 

nach Artikel 1 zu verpflichten, 
1. die ihr nach Artikel 2 zur Verfügung ste-
henden Mittel nur zur Finanzierung von 
Verkehrsanlagen und rollendem Material 
der Deutschen Bundesbahn zur Verzinsung 
und zur Tilgung der von ihr zum Zwecke 
der in Artikel 1 genannten Finanzierungen 
eingegangenen Verpflichtungen sowie zur 
Deckung ihrer hiermit zusammenhängen-
den Verwaltungskosten zu verwenden; 

2. die auf der Grundlage der Artikel 1 bis 3 
aufgenommenen Darlehen der Deutschen 
Bundesbahn darlehnsweise für die Ver-
besserung von Verkehrsanlagen sowie zur 
Beschaffung von rollendem Material zur 
Verfügung zu stellen. 
(2) Die Deutsche Bundesbahn hat die ihr 

gewährten Darlehen der Gesellschaft ange-
messen zu verzinsen. Die Zinsbeträge fließen 
den Finanzierungsbeiträgen nach Artikel 2 
zu. 
(3) Die Deutsche Bundesbahn hat die ihr 

nach Absatz 1 zufließenden Mittel im Rah-
men eines Voranschlages zu verwenden, der 
von der Deutschen Bundesbahn für ein oder 
mehrere Geschäftsjahre aufzustellen ist und 
der der Genehmigung durch den Bundes-
minister für Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen bedarf. 

Artikel 5 

Rechnungslegung 

Die Gesellschaft rechnet die ihr zugewie-
senen Mittel mit der überweisenden Stelle des 
Bundes ab. Die Rechnung und die Verwen-
dung der Darlehensmittel durch die Deutsche 
Bundesbahn werden vom Bundesrechnungs-
hof geprüft. 

Artikel 6 

Übergang von Ansprüchen auf den Bund 
(1) Soweit die Deutsche Bundesbahn aus 

den Finanzierungsbeiträgen nach Artikel 2 
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Kredite erhalten hat oder die Finanzierungs-
beiträge zur Rückzahlung von Krediten der 
Gesellschaft gedient haben, sind dem Bund 
in gleicher Höhe Darlehensforderungen ge-
gen die Deutsche Bundesbahn abzutreten. 
(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 

ermächtigt, nach Anhörung des Bundes-
ministers für Verkehr, des Bundesrechnungs-
hofs und des Hauptprüfungsamtes der Deut-
schen Bundesbahn die auf den Bund über-
gegangenen Forderungen gegen die Deutsche 
Bundesbahn teilweise oder ganz zu erlassen, 
soweit dies zur Gesundung der Finanzen der 
Deutschen Bundesbahn erforderlich ist. 

Artikel 7 

Steuerliche Behandlung 

(1) Auf Schuldverpflichtungen, welche die 
Gesellschaft für die Finanzierung von Ver-
kehrsanlagen und rollendem Material der 
Deutschen Bundesbahn eingeht, sind § 8 
Ziff. 1 und § 12 Abs. 2 Ziff. 1 des Gewerbe-
steuergesetzes nicht anzuwenden. 

(2) Die Leistungen nach Artikel 2 und 
Darlehen, für die auf Grund des Artikels 3 
Sicherheit geleistet worden ist, sind von der 
Besteuerung nach dem Kapitalverkehrsteuer

-

gesetz ausgenommen. 

Artikel 8 

Übergangsregelung 

(1) Soweit die Bundesregierung von ihrer 
Ermächtigung nach Artikel 1 Abs. 1 keinen 
Gebrauch macht, leistet der Bund die Finan-
zierungsbeiträge des Artikels 2 unmittelbar 
an die Deutsche Bundesbahn. 

(2) Die Bestimmungen der Artikel 4, 5 
und 6 Abs. 2 gelten entsprechend. 

ABSCHNITT IV b 

Finanzierungshilfe für nichtbundeseigene 
Eisenbahnen 

Artikel 1 

Durchführung und Umfang der 
Finanzierungshilfe 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
während der zehn auf das Inkrafttreten 
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ABSCHNITT V 

Geltung im Land Berlin 

Die Abschnitte I bis III und VI dieses Ge-
setzes gelten nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja-
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in den Abschnitten I, II und III 
dieses Gesetzes enthaltenen Ermächtigungen 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

ABSCHNITT VI 

Inkrafttreten 

Artikel 1 

Das Gesetz tritt — soweit nicht in den Ar-
tikeln 2 bis 4 für die Abschnitte I bis III 
etwas anderes bestimmt ist — am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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dieses Gesetzes folgenden Rechnungsjahre 
durch die Bundesminister für Verkehr und 
der Finanzen nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen darlehensweise jährliche Finanzie-
rungshilfen bis zur Höhe von zehn Millionen 
Deutsche Mark zu gewähren. Die Darlehen 
sind nur zur Verbesserung von Verkehrsanla-
gen und zur Beschaffung von rollendem 
Material zu verwenden. 
(2) Die nichtbundeseigenen Eisenbahnen 

haben die ihnen gewährten Darlehen ange-
messen zu verzinsen. Die Bundesregierung 
kann die Darlehensgewährung von der Stel-
lung von Sicherheiten abhängig machen. 

Artikel 2 

Verwendungsprüfung 

Die Verwendung der Darlehensmittel 
durch die nichtbundeseigenen Eisenbahnen 
wird vom Bundesrechnungshof geprüft. 

Artikel 3 

Beschaffung der Darlehensmittel 

Werden Darlehen nach Absatz 1 gewährt, 
so sind die Finanzierungsbeiträge nach Ab-
schnitt IV Artikel 2 und Abschnitt IV a 
Artikel 2 dieses Gesetzes je um die Hälfte 
der Darlehensbeträge zu kürzen. 

ABSCHNITT V 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei-
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

ABSCHNITT VI 

Inkrafttreten 

Artikel 1 

unverändert 
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Artikel 2 

(1) Abschnitt I dieses Gesetzes tritt einen 
Monat nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt treten 
außer Kraft 

1. § 4 Abs. 2, § 5, § 6 Abs. 2, §§ 7 und 8, 
§§ 10 bis 15, § 16 Abs. 1, § 21 Abs. 2 
Ziff. 2 und 4, § 24 Abs. 1, 2 und 4, § 25 
Sätze 2 und 3, § 27 Abs. 2, § 28 Abs. 3 
und 4, § 29 Ziff. 1, § 38 Abs. 1, § 42 
Abs. 2, §§ 43 bis 45, §§ 49 bis 51, 
§§ 54 bis 56, § 63 Abs. 1 letzter Satz, 
§ 68 und § 76 Abs. 2 der Durchführungs-
bestimmungen zum Kraftfahrzeugsteuer-
gesetz vom 5. Juli 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 875); 

2. ,die in den Ländern im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschrif-
ten, die mit den Vorschriften dieses Ge-
setzes nicht in Einklang stehen. Dies gilt 
jedoch nicht für Artikel I Nr. 2 des Ge-
setzes des Landes Berlin zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 3. Au-
gust 1950 (Verordnungsbl. für Groß-Berlin 
I S. 379). 

Artikel 3 

Abschnitt II dieses Gesetzes tritt mit dem 
Beginn des auf seine Verkündung folgenden 
dritten Kalendermonats in Kraft. 

Artikel 4 

Abschnitt III dieses Gesetzes tritt mit dem 
Beginn des auf seine Verkündung folgenden 
zweiten Kalendermonats in Kraft. 
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Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Abschnitt II dieses Gesetzes tritt mit dem 
Beginn des auf seine Verkündung folgenden 
zweiten Kalendermonats in Kraft. 

Artikel 4 

Abschnitt III dieses Gesetzes tritt mit dem 
Beginn des auf seine Verkündung folgenden 
Kalendermonats in Kraft. 


